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Richtlinien für die gymnasiale Oberstufe 

hier: Materialien zur Leistungsbewertung in den Fächern 
der gymnasialen Oberstufe (Bewertung von Klausuren) 

RdErl. d. Kultusminis1ers v. 21.12.1983 
III A 2.36-20/0-1623/83 

Bezug: RdErl. d . Kultusministers v. 16.6.1981 
(GABI. NW S. 199) 

Die allgemeinen Aufgaben der Lernerfolgsüberprüfung, ihre pädagogischen Zielsetzun-
gen, ihr Stellenwert im Unterrichtsprozeß, ihre fachspezifischen Ausprägungen sind in den 
Richtlinien für die Fächer der gymnasialen Oberstufe ausführlich dargelegt; sie ergeben 
sich aus dem Gesamtzusammenhang des Unterrichts. 

Vorbereitung, Aufgabenstellung, Korrektur, Bewertung und Rückgabe von Klausuren sind 
Bestandteile der Lernerfolgsüberprüfung. Innerhalb der Vorgaben der Richtlinien ent-
scheidet der Lehrer allein über die Aufgabenstellung und Bewertung der Schülerarbeiten, 
die dabei in engem Zusammenhang mit dem erteilten Unterricht stehen. Diese unabding-
bare Voraussetzung erschwert aber die Vergleichbarkeit von Aufgabenstellung und Be-
wertungsmaßstäben von Lehrer zu Lehrer und von Schule zu Schule. 

Im Rahmen des Modellversuchs 1) zur Umsetzung und Weiterentwicklung der Richtlinien ist 
es möglich, die fachpraktische Diskussion zu diesen Fragen fortzuführen und dadurch 
wichtige Entscheidungsvorgänge transparenter zu machen. 

Anhand von Klausuren aus der Schulpraxis, die von Fachlehrern korrigiert, begutachtet 
und bewertet wurden, soll der Fachlehrer Einblick nehmen können in die Verfahrensweisen 
anderer Fachlehrer. 

Die Fachaufsicht hat diese Arbeiten auf der Grundlage der Richtlinien und unter dem von 
ihr insbesondere zu beachtenden Gesichtspunkt der Vergleichbarkeit der Aufgabenstel-
lung und der Leistungsbewertung durchgesehen und bestätigt. Dies bedeutet, daß die 
Fachaufsicht unter Berücksichtigung der jeweiligen Unterrichtsvoraussetzungen die Auf-
gabenstellung und die erteilte Notenstufe als angemessen ansieht. 

Diese zwischen Schulaufsicht und Fachpraxis abgestimmten Materialien können somit ei-
ne Orientierungshilfe für die Arbeit des Lehrers sein. 

Dieser Erlaß wird nicht im Gemeinsamen Amtsblatt des Kultusministeriums und des Mini-
steriums für Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen veröffentlicht. 

1) Modellversuch zur Umsetzung und Uberarbe1tung der R1chtlm1en fur d ie Unternchtsfacher der gymnasialen Ober-
stufe 1n Nordrhein-Westfalen als Modell einer flachendeckenden, praxisbezogenen und d1alogonent1erten Lern-
planrealis1erung (BLK-IM -Nr. 8001056) 
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1. Korrektur und Bewertung einer Klausur im Grundkurs 
Geschichte in der Jahrgangsstufe 1211 

1.1 Kurze Beschreibung der Kursgruppe 

Der Grundkurs Geschichte setzt sich aus vier Schülerinnen und achtzehn Schülern zusam-
men. Zwölf Kursteilnehmer schreiben Klausuren. 

Oie Leistungsbereitschaft ist hoch; Kursteilnehmer, die das Fach lediglich der Pflichtbedin-
gungen wegen belegt haben, werden von der überdurchschnittlichen Motivation der ande-
ren angespornt. 

Der Fachlehrer unterrichtet die Gruppe in ihrer derzeitigen Zusammensetzung seit dem 
Eintritt in die 11/11; er kennt alle Schüler aus dem Geschichtsunterricht der Sekundarstufe 1. 

1.2 Darstellung der Unterrichtsvoraussetzungen für die Klausur 

a) Inhaltliche Voraussetzungen 

Das Kursthema lautete: „Theorie und Praxis marxistisch orientierter Bewegungen - Ant-
worten auf die Herausforderungen der industriellen Revolution" {gegenwartsgenetische 
mit perspektivisch-ideologiekritischer Untersuchung). 

Die Schüler setzten sich zuerst mit den Theorien ausgewählter Frühsoz1al1sten auseinan-
der {Stein, Proudhon, Babeuf, Saint-Simon, Fourier; Hegels Dialektik von „Herr und 
Knecht", Thesen zu Feuerbach), lernten anschließend den Historischen Materialismus 
kennen (das Kommunistische Manifest, ausgewählte Frühschriften) und beschäftigten 
sich mit der Politischen Ökonomie von Karl Marx. 

Hierbei standen besonders die Mehrwerttheorie, die Akkumulations- und Zentralisations-
theorie und schließlich die Verelendungstheorie im Mittelpunkt des Unterrichts. 

Als Arbeitsgrundlage diente eine Textzusammenstellung des Fachlehrers. Folgende Texte 
wurden im Unterricht besprochen: Aus R. Thomas: Marxismus und Sowjetkommunismus. 
Kontinuität und Wandel. Teil 1. Grundzüge des Marxismus. Stuttgart 1975, die Texte 2, 3, 4, 
5, 10; S. 37 ff. und aus 1. Fetscher: Von Marx zur Sowjetideologie. Frankfurt a. M. 197720, 

die Kapitel B b), S. 49 und Kapitel C a)-d), S. 53 ff. 

Der für die Klausur vorgelegte Auszug aus dem „Kapital" Bd. 1 stammt ebenfalls aus 
1. Fetscher, a.a.0„ S. 56. Er steht sowohl inhaltlich als auch sprachlich vom Schwierigkeits-
grad her in etwa auf dem gleichen Niveau wie die vorher im Unterricht erarbeiteten Quellen. 

b) Methodische Voraussetzungen 

Ein Ziel des Geschichtsunterrichts ist es, fachspezifische Methoden und instrumentale 
Fertigkeiten im Umgang mit Quellen zu vermitteln. 

Das an der Schule des Fachlehrers von der Fachkonferenz als verbindlich festgelegte for-
malisierte Verfahren zur Textinterpretation läßt sich folgendermaßen - zunächst abgeho-
ben von der gestellten Klausuraufgabe - allgemein charakterisieren: Ausgangspunkt ist 
die Leitfrage, unter der die Materialien bearbeitet werden sollen. Ihr ordnen sich alle Ge-
sichtspunkte unter. 

Hinsichtlich der äußeren Daten ( 1 ) mussen die Schüler den Verfasser, den Adressaten, die 
Textart und die i;;ntstehungszeit ermitteln und auswerten. Auf diese Weise wird der Text in 
den historischen Zusammenhang eingeordnet. Sicheres und strukturiertes Sachwissen 
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r läßt sich so zeigen (auf der Inhaltsebene: Anforderungsbereich 1, hinsichtlich der methodi-
schen Fertigkeiten: Anforderungsbereich II). 

Anschließend soll der Text analysiert werden (2). Neben der Vereinzelung der Sachaussa-
gen geht es darum, die wesentlichen Gedanken zu erklären und einzuordnen. Diese Lei-
stungen liegen im wesentlichen im Anforderungsbereich II. 

Die Auswertung des sprachlichen Tenors (3) soll zeigen, inwieweit der Autor sprachliche 
Mittel verwendet, um seine Absicht zu unterstreichen bzw. zu verschleiern, ob das Vokabu-
lar Rückschlüsse auf den ideologischen Standort des Autors, auf den Adressatenkreis, die 
Textart etc. zulaßt. Dieser Arbeitsschritt entfällt bei der vorliegenden Klausur. 

Im Fazit ( 4) schließlich, dem Interpretationsergebnis, beantworten die Schüler die Leitfrage 
bzw. lösen die gestellte Aufgabe unter Berücksichtigung aller bisherigen Untersuchungs-
ergebnisse und zeigen mögliche Grenzen des Erkenntniswertes auf (Stufe der Problemlö-
sung, Anforderungsbereich III). 

Probleme, die der Text in inhaltlicher, logischer oder grundsätzlicher (Quellenart, zeitliche 
Provenienz, formale Rahmendaten) Hinsicht aufwirft, werden im letzten Schritt (5) aufge-
deckt und kurz erörtert (Anforderungsbereich III). Auch dieser Arbeitsschritt wird in der vor-
liegenden Klausur nicht vollzogen. Die Begrenzung der Aufgaben auf die Arbeitsschritte 
(1 ), (2) und (4) erfolgt, weil die relativ kurze Dauer von GK-Klausuren in 12/I (3 Unterrichts-
stunden) noch nicht ausreicht, alle Arbeitsschritte angemessen zu bearbeiten. Den Schü-
lern fehlt noch die notwendige Übung und Sicherheit. 

Grundsätzlich gilt, daß die Anwendung dieses Verfahrens auf einen unbekannten Text eine 
Leistung von einer vergleichsweise hohen Selbständigkeit darstellt. Das Interpretations-
verfahren stellt keine zu verabsolutierende Arbeitsvorgabe dar. Aber gerade schwächeren 
Schülern bietet dieses Instrumentarium eine gewisse Hilfe dabei, historische Texte gründ-
lich und vollständig auszuwerten. Gleichzeitig ermöglicht es Leistungen in allen Anforde-
rungsbereichen. Der Schüler kann die einzelnen Schritte flexibel handhaben und je nach 
Leitfrage umstellen und gewichten. 

Selbstverständlich wird dieses Ziel iri der Regel erst am Ende der Sekundarstufe II erreicht 
werden. Innerhalb der einzelnen Kurshalbjahre werden die verschiedenen Schritte des 
Verfahrens allmählich eingeführt und im Unterricht und in den Klausuren geübt. 

Die Teilnehmer des Grundkurses 12/1 haben bisher lediglich gelernt, welche Bedeutung die 
Teilaspekte des Interpretationsverfahrens haben und in welchem Zusammenhang sie 
zueinander stehen. Vom Kurshalbjahr 11 /II an sind diese einzelnen Arbeitsschritte bespro-
chen und sowohl im Unterricht als auch in den Hausaufgaben getrennt voneinander bear-
beitet worden. 

Eine vollständige Quelleninterpretation, bei der systematisch alle denkbaren Elemente 
des Verfahrens berücksichtigt wurden, haben die Schüler noch nicht erstellt. Dies wird auch 
in dieser Arbeit noch nicht verlangt. Vielmehr geht es darum, drei der fünf Interpretations-
schritte ( 1, 2 und 4) zu erarbeiten. Aufgabe a) verlangt die unter Arbeitsschritt (2) dargeleg-
ten Lernleistungen, Aufgabe b) einen Aspekt des unter (1) Gesagten und Aufgabe c) 
schließlich die unter (4) angesprochenen Problemlösungen. 

1.3 Klausurthema und Aufgabenstellung 

Materialinterpretation mit gegliederter Aufgabenstellung (3 Unterrichtsstunden) 

Textgrundlage: Auszug aus Karl Marx, Das Kapital, Bd. 1, S. 790 f.; nach: 1. Fetscher: 
Von Marx zur Sowjetideologie, Stuttgart 1975, S. 56. 
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„Diese Expropriation (von Kapitalisten durch größere Kapitalisten) vollzieht sich durch das 
Spiel der immanenten Gesetze der kapitalistischen Produktion selbst, durch die Zentrali-
sation der Kapitale. Je ein Kapitalist schlägt viele tot. Hand in Hand mit dieser Zentralisation 
oder der Expropriation vieler Kapitalisten durch wenige entwickelt sich die kooperative 
Form des Arbeitsprozesses auf stets wachsender Stufenleiter, die bewußte technische An-
wendung der Wissenschaft, die planmäßige Ausbeutung der Erde, die Verwandlung der 
Arbeitsmittel in nur gemeinsam verwendbare Arbeitsmittel, die Ökonomisierung aller Pro-
duktionsmittel durcti ihren Gebrauch als Produktionsmittel kombinierter, gesellschaftlicher 
Arbeit, die Verschlingung aller Völker in das Netz des Weltmarkts, und damit der internatio-
nale Charakter des kapitalistischen Regimes. Mit der beständig abnehmenden Zahl der 
Kapitalmagnaten, welche alle Vorteile dieses Umwandlungsprozesses usurpieren und 
monopolisieren, wächst die Masse des Elends, des Drucks, der Knechtschaft, der Entar-
tung, der Ausbeutung, aber auch die Empörung der stets anschwellenden und durch den 
Mechanismus des kapitalistischen Produktionsprozesses selbst geschulten, vereinten 
und organisierten Arbeiterklasse. Das Kapitalmonopol wird zur Fessel der Produktionswei-
se, die mit und unter ihm aufgeblüht ist. Die Zentralisation der Produktionsmittel und die 
Vergesellschaftung der Arbeit erreichen einen Punkt, wo sie unverträglich werden mit ihrer 
kapitalistischen Hülle. Sie wird gesprengt. Die Stunde des kapitalistischen Eigentums 
schlägt. Die Expropriateure werden expropriiert. 

Die aus der kapitalistischen Produktionsweise hervorgehende kapitalistische Aneignungs-
weise, daher das kapitalistische Privateigentum, ist die erste Negation des individuellen, 
auf eigene Arbeit gegründeten Privateigentums. Aber die kapitalistische Produktion er-
zeugt mit der Notwendigkeit eines Naturprozesses ihre eigene Negation. Es ist Negation 
der Negation. Diese stellt nicht das Privateigentum wieder her, wohl aber das individuelle 
Eigentum auf Grundlage der Errungenschaft der kapitalistischen Ara der Kooperation und 
des Gemeinbesitzes der Erde und der durch die Arbeit selbst produzierten Produktionsmit-
tel. " 

Arbeitsaufträge: 

Welchen Stellenwert nimmt die hier beschriebene Theorie im Rahmen der sonstigen im 
Unterricht behandelten Theorien von Marx ein? 

a) Geben Sie den Text mit eigenen Worten wieder und erklären Sie die Sachaussagen von 
Marx, wo es Ihnen notwendig erscheint! 

b) Erläutern Sie die übrigen Theorien von Marx! 

c) Beantworten Sie auf der Grundlage Ihrer Lösungen zu a) und b) die oben genannte Leit-
frage! 

1.4 Darstellung des Erwartungshorizonts 

Leitfrage: Welchen Stellenwert nimmt die hier besctiriebene Theorie im Rahmen der son-
stigen Theorien von Marx ein? 

zu a) Textwiedergabe und Erläuterung 

In dieser Aufgabe sollen die Schulerzeigen, daß sie den vorliegenden Text verstanden ha-
ben, die entsprechenden Fachtermini inhaltlich zutreffend erklären und die Argumenta-
tionsstruktur des Textes erfassen können. 

Folgende Textaussagen sollen zusammenfassend herausgearbeitet werden: 

Innerhalb der kapitalistischen Produktion bewirkt die Zentralisation der Kapitale - eines 
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der fur diese Eigentumsverhältnisse typischen Gesetze - die Enteignung von Kapitalisten 
durch ihresgleichen. 

Gleichzeitig findet dadurch natürlich eine Weiterentwicklung der gemeinschaftlichen Ar-
beit statt, nicht nur im nationalen, sondern auch im internationalen Rahmen. Nur gemein-
schaftlich z. B. sind die Maschinen, ist die Technik weltweit voll auszunutzen. Darin ist ech-
ter Fortschritt zu sehen. 

Nimmt also die Zahl der Kapitalisten - wie in der Zentralisationstheorie beschrieben -
ständig ab, so steigen auf der anderen Seite die Zahl der Ausgebeuteten, ihr Elend, der 
Grad der Ausbeutung, gleichzeitig auch- und das ist neu - der Grad der Emporung. Die 
Proletarier sind durch die Art ihrer gemeinschaftlichen Arbeit vereint, organisiert und all-
mählich auch geschult. 

Die Tatsache, daß gemeinsam produziert, aber nur durch ganz wenige angeeignet wird, 
-Oehindert allmählich die Entwicklung der Produktionsmittel, besonders den Fortschritt der 
Technik. Der Antagonismus zwischen Produktionsverhältnissen und Produktionsmitteln 
wird unerträglich, es kommt zur Revolution. 

Zuerst gab es das Privateigentum, das auf eigene Arbeit gegründet war, z.B. im Handwerk, 
in der Landwirtschaft. Daraus entstand aufgrund der kapitalistischen Produktionsweise, al-
so durch Ausbeutung von Arbeitern, die erste Negation dieses ursprünglich „guten" Privat- ' 
eigentums, nämlich das kapitalistische Privateigentum. , 

Wie Marx beschrieben hat, entsteht im laufe der kapitalistischen Produktionsweise natur-
notwendig über die Schritte Mehrwertanhäufung, Akkumulation, Zentralisation, Proletari-
sierung, schließlich die zweite Negation, nämlich die diese kapitalistischen Eigentumsver-
hältnisse negierende Arbeiterklasse mit ihrer gemeinschaftlichen Produktionsweise. Die-
se Negation der Negation versucht aber nicht, das ursprüngliche Privateigentum wieder-
herzustellen, sondern nur das individuelle. Aus der Negation der Negation bleibt die ge-
meinsame Produktionsweise erhalten; daraus resultiert der gemeinsame Besitz der Pro-
duktionsmittel und der gesamten Erde. 

b) Die übrigen Theorien von Marx 

Im Teil b) der Arbeit geht es darum, erworbene Kenntnisse geordnet und strukturiert wie-
derzugeben und die Interdependenz der einzelnen Theorien aufzuzeigen. Eine „sehr gute" 
Leistung sollte folgende Überlegungen enthalten: 

In der Mehrwerttheorie beschreibt Marx den zentralen Begriff der kapitalistischen Produk-
tionsweise: Der Kapitalist läßt den Proletarier länger arbeiten, als dies für den die Arbeits-
kraft erhaltenden Wertzuwachs, den der Arbeiter der Ware zugesetzt hat, notwendig wäre. 

Die Akkumulationstheorie beschreibt die unmittelbare Folge der Mehrwertanhäufung, 
nämlich die Kapitalanhäufung bei den Kapitalisten. Das Kapital wird reinvestiert; bessere 
Maschinen produzieren schneller und qualitativ höherwertige Waren mit weniger Arbei-
tern. So wächst das konstante Kapital gleichzeitig bei vielen Kapitalisten, das heißt, in der 
Gesamtgesellschaft nimmt der Reichtum absolut zu. Da aber für die Produktion der glei-
chen Menge Güter weniger Arbeiter benötigt werden - naturlich steigt auch die Menge der 
Güter rapide an - , steigt der Teil des Kapitals, aus dem Mehrwert zu ziehen ist, langsamer. 
Die Profilrate fällt, also muß unbedingt noch mehr akkumuliert werden. 

Gleichzeitig mit diesem Prozeß und als Folge davon, daß manche Kapitalisten nicht „mit-
halten" können, werden Kapitale zentralisiert. Bereits vorhandene Unternehmen gehen in 
anderen, größeren, auf. Immer mehr Kapital fließt in immer weniger Händen zusammen. 
Dies nennt Marx „Zentralisation''. 
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Alle bisherigen Gesetzmäßigkeiten haben zur Folge, daß die Proletarier noch weiter verar-
men. Der Zwang zur Mehrwertschöpfung zieht den Zwang zur Ausbeutung nach sich. Die 
Monopolisierungstendenz unterstützt diesen Vorgang. Gleichzeitig entsteht durch Bevöl-
kerungswachstum eine industrielle Reservearmee; so wächst die Möglichkeit, die Löhne 
zu senken. Das Proletariat verelendet. 

c) Beantwortung der Leitfrage 

In diesem Arbeitsschritt muß die Textaussage beurteilt werden. Diese hohe Leistung kann 
nur erreicht werden, wenn sowohl die übrigen Theorien von Marx als auch der Inhalt des 
vorliegenden Textes völlig verstanden wurden. Eine mögliche Beurteilung könnte folgen-
dermaßen lauten: 

Marx entwickelt in einem in sich stimmigen dialektischen Verfahren seine Revolutionstheo-
rie. 

Sie basiert auf den anderen Theorien, vor allem aber auf der Mehrwerttheorie, die ja den 
Unterschied zwischen kapitalistischem und auf eigener Arbeit beruhendem Privateigen-
tum erklärt. Der Bezug zur Akkumulationstheorie ist dadurch gegeben, daß gerade diese 
Überlegungen zeigen, warum die Technik und damit die gemeinschaftliche Arbeit auf 
wachsender Stufenleiter voranschreitet. Schließlich hat auch die Zentralisationstheorie ei-
ne besondere Bedeutung für die Revolutionstheorie, denn hier wird klar, warum es immer 
mehr Arbeiter und immer weniger Aneigner und Ausbeuter gibt. Eine wichtige Schlüssel-
rolle spielt die Verelendungstheorie, denn nur wenn es den Proletariern schlecht geht, 
wächst ihre Empörung und damit die Revolutionsbereitschaft. Also ist der Text sozusagen 
der gedankliche Abschluß des Theoriegebäudes und gleichzeitig ein Ausblick auf die neue 
Gesellschaftsformation, die im letzten Satz beschrieben wird. 

1.5 Beschreibung der konkret angewandten Leistungsbeurteilung, bezogen 
auf die Notenstufen 

Im einzelnen sollten für die Note „ausreichend" folgende Leistungen erbracht werden: 

zu a) Textverständnis, nachweisbar durch von groben Mängeln freie Textwiedergabe 
und Erläuterung von mindestens acht Hauptaussagen (Zentralisation des Kapitals, Ent-
eignung der Kapitalisten durch ihresgleichen, Weiterentwicklung der gemeinschaftlichen 
Arbeit, Nutzung der Technik nur gemeinsam und weltweit, Ansteigen der Zahl der Ausge-
beuteten , Anwachsen der Empörung der Proletarier, Kapital wird Fessel der Produktions-
weise, es kommt zur Revolution, das kapitalistische Privateigentum ist die Negation des in-
dividuellen Eigentums, sie erzeugt ihre eigene Negation, diese stellt das Eigentum wieder 
her, allerdings auf der Basis von Kooperation und Gemeinbesitz). Sie sind als gleichwertig 
anzusehen und sollen daher gleich bewertet werden. 

zu b) Benennung und knappe, im wesentlichen richtige Erklärung der vier bekannten 
Theorien (Mehrwert-, Akkumulations-, Zentralisations- und Verelendungstheorie). 

zu c) Kennzeichnung der vorliegenden Quelle als Ergänzung oder Weiterentwicklung 
der übrigen Theorien des Autors. 

Für die Note „befriedigend" sollten zusätzlich folgende Elemente nicht fehlen: 

zu a) differenzierte Textwiedergabe, Erläuterung der weiteren Hauptaussagen, zutref-
fende Verwendung möglichst zahlreicher Fachtermini. 

zu b)l c) Charakterisierung des vorliegenden Textauszugs als Zusammenfassung der 
bekannten Theorien und als Ausblick auf die neue Gesellschaftsformation. 
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Für die Erteilung der Note „gut" sollten folgende Leistungen hinzukommen: 

zu a) Erfassen und Wiedergabe aller Sachaussagen des Autors, Erläuterungen auch 
schwieriger Gedankengänge, vor allem im zweiten Abschnitt. So sollte verdeutlicht wer-
den, worin „die erste Negation des individuellen, auf eigene Arbeit gegründeten Privatei-
gentums" besteht, was Marx mit „der Negation der Negation" meint, worin er Errungen-
schaften der kapitalistischen Ära sieht und warum auf ihrer Grundlage das individuelle Ei-
gentum wiederhergestellt wird. 

zu b) Aufzeigen der Interdependenz der einzelnen Theorien. 

zu c) differenzierte Eingliederung des vorliegenden Textes in den Rahmen der ubrigen 
Theorien. 

Die vorliegende Theorie muß als möglicher Abschluß des Theonegebäudes von Marx und 
als Revolutionstheorie charakterisiert werden. Weiterhin sollte eine „sehr gute" Leistung 
bei der Bearbeitung des Arbeitsauftrages c) zusätzlich durch eine besonders gut verständ-
liche sprachliche Darstellung gekennzeichnet sein. 

1.6 Notenspiegel: 

2 3 4 5 

/ 2 5 4 

1.7 Ausgewählte Arbeiten 

Klausur A 

In dem uns vorliegenden Text von Karl Marx, der einen Aus-
zug aus dem „Kapital" darstellt, sagt Marx aus, daß die Ent- ..J., J!1 UJd/.. 
eignung von Kapitalisten durch großere Kapitalisten, die 
schließlich zur Zentralisation des Kapitals in immer weniger 
Händen führe, ein feststehendes Gesetz sei. Die Zentrali-
sation ist dadurch zu erklären, daß durch fortschreitende .At. 
Technisierung, also Weiterentwicklung der Produktionsmit-
tel , die Ausgaben für immer mehr und bessere Maschinen 
- konstante Kosten - ständig steigen, daß aber mit den :fAf. 
Produktionsmitteln die Produkte preisgünstiger verkauft 
werden können. Diejenigen Kapitalisten. die nicht in der La- .At. 
ge sind, aufgrund der ständig wachsenden Ausgaben für 
immer bessere Maschinen ihre Produkte preisgünstig ge-
nug auf den Markt zu bringen, sind nicht wettbewerbsfähig .At. 
und wg_rden somit von ihren größeren Konkurrenten~ 11. 
nommen. .A 

Mit der Zentralisation des Kapitals erhalte der Kapitalismus 
durch die Ausnutzung der Wissenschaft für die Produktivi-
tätserhöhung,ldie wachsende „Ausbeutung der Erde", die f "-di 
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Verwandlung aller frei verfügbaren Produktivkräfte in akti-x x . --
ve, die Vergroßerung des Marktes und den gemeinsamen 
Arbeitsablauf, der durch zunehmende Technisierung ge-
kennzeichnet sei , internationalen Charakter. Die Entwick-
lung im Kapitalismus ist also in allen Teilen der Welt gleich, .Af. fI 
so daß sämtliche Kapitalisten dasselbe Ziel, nämlich die 
Steigerung des Profits, verfolgen. Arbeitsmittel und Pro-
duktionsmittel, also Arbeiter und Maschinen, werden nach 
Marx voll und ganz für die kapitalistische Produktion ausge-
nutzt; jede verfügbare Arbeitskraft sowie jede der Herstel-
lung einer Ware dienliche Maschine wird eingesetzt, um 
den Produktionsablauf zu verbessern. -
Mit der Verringerung der Kapitalisten, also letztendlich der 
Zentralisation des Kapitals auf wenige Kapitalisten, die den 
N_ytzen des dargestellten Prozesses an sich rissen, vergrö-
~ sich das Elend, die „Knechtschaft", also kurz: alle ne-
gativen Konsequenzen für die stets wachsende Arbeiter-
klasse, die durch den kapitalistischen Produktionsprozeß 
selbst „geschult", „organisiert" und „vereint" werde. Da-
durch, daß eine Steigerung des Profits gleichzeitig die Aus-
beutung der Arbeiter voraussetzt, da der Kapitalist seinen 
Mehrwert nur aus der unbezahlten Mehrarbeit seiner Lohn-
abhängigen erzielen kann, und daß sich bei der Zentralisa-
tion von Kapital aufgrund der fortschreitenden Technisie-
rung die Konkurrenz der einzelnen Kapitalisten untereinan-
der verschärft, wodurch diese gehalten sind, um möglichst .A 
viel Kapital in neue Maschinen investieren zu können, den 
Mehrwert und damit die Ausbeutung der Arbeiter zu vergrö-
ßern, wächst das Elend der Arbeiterklasse mit der Konzen-
tration des KapitalsYzu einem bestimmten Zeitpunkt~ 
hindere die Zentralisation der Produktionsmittel zu einem 
„Kapitalmonopol" die Produktion selbst, so daß sie schließ-
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lich mit der kapitalistischen Form unvereinbar werde und 
sich als Folge die Enteignung der Kapitalisten, also die t2,-
schaffun des Kapitalismus ergebe. In diesen Sätzen 
spricht Marx den Antagonismus zwischen ger;einschaftli-
cher Produktion - und privater Aneignung an. Aus der Zen-
tralisation des Kapitals resultiere, daß die wenigen übr19_ 
gebliebenen Kapitalisten nun über große Arbeiterarmeen 
kommandieren, da sie ja sämtliche aktiven Produktions-
kräfte in ihren Händen konzentrieren. Dadurch werden aber 
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die Situationen der einzelnen Arbeiter zunehmend ähnli-
cher, so daß schließlich die Revolution und damit die Ent-
eignung der letzten Kapitalisten naturnotwendig ~LJoas 
kapitalistische Privateigentum sei eine Negation des indivi-
duellen Privateigentums, da~ durch die Arbeit des Eigentü-
mers entstehe. Im Kapitalismus dagegen resultiere das Pri-
vateigentum des einzelnen Kapitalisten ausschließlich aus 
der Arbeit1der Lohnabhängigen. r~.~ 

Es se1~be(Jnaturnotwendig, daß die kapitalistische Produk-
tion ihre eigene ~egation schaffe, die das individuelle Ei-
gentum neu sc~e. Von nun an werde auf der Erde ge-
meinsam produziert, aber auch gemeinsam angeeignet. 
Die [wie Marx sagt.J „kapitalistische Ara" dient also als 
Grundlage dieser neuen Produktions- und Aneignungswei-
se. Der Kapitalismus hat@ls<aselbst die Voraussetzungen 
für den Gemeinbesitz und die gemeinsame Arbeit geschaf-
fen. 

Wir haben im Geschichtsunterricht bisher vier Theorien von 
Marx zur politischen Ökonomie kennengelernt. Zunächst 
möchte ich die Mehrwerttheorie vorstellen. Ein Arbeiter 
setzt einem Produkt durch seine Arbeit in einer bestimmten 
Zeit den Wert zu, der ausreicht, um seine Arbeitskraft zu er-
halten. Der Kapitalist aber kauft den Arbeiter für eine erheb-
lich längere Zeit, in der der Lohnabhängige entsprechend 
mehr Produkte durch seine Arbeit veredelt. Diesen durch 

J 

J 

J 

die zusätzliche unbezahlte Mehrarbeit des Arbeiters ge-
schaffenen Wert =-nennt Marx Mehrwert, den sich der Ka- Z :f!J 

pitalist allein aneignet. Dieser Mehrwert ergibt sich also nur 
aus der Arbeit des Proletariats und kann durch die Ausbeu-
tung der Arbeiter durch den Kapitalisten - längere Arbeits-
zeit, weniger Lohn - gesteigert werderi.fÖie Akkumula- _r ~ 
tionstheorie besagt, daß das Kapital und der Profit im kapi-
talistischen Produktionsprozeß ständig wachsen. Durch 
zunehmende Technisierung - Verbesserung der Produk-
tionsmittel - aber steigt das konstante Kapital - Arbeits- :!At ~ :k. lxtk. da 
kraft -. Der Profit der Kapitalisten insgesamt steigt zwar, ~' 

die Profilrate aber fällt, da die i~r wachsenden kon- J 

stanten Kosten bald nicht mehr von dem nur schwach 
wachsenden Mehrwe~ das variable Kapital steigt ia 
schwäche!!_ gedeckt werden können. Somit sind kleinere 
Kapitalisten nicht mehr in der Lage, immer bessere Produk-
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tionsm1ttel anzuschaffen, wodurch sie, aufgrund ihrer Un-
wirtschaftlichkeit , mit ihren größeren Konkurrenten nicht 
mithalten können, da jene du~ch die sctAfe11ere Produktion 
die Produkte billiger verkaufen können. Das fürrt letztend-
lich ztir Zentralisation des Kapitals. 

X.& rJJJ Y.X.&~ ~J
~=-n iul 

Die Zentralisationstheorie besagt, daß im Kapitalismus mit 
der Zeit das vorhandene Kapital in immer weniger Händen 
konzentriert wird. Es findet also keine Kapitalvermehrung fl 
statt. Der Ablauf ist in der Darstellung der Akkumulations-
theorie schon beschrieben worden. Dadurch, daß die Ar-
beitsvorgänge aufgrund der Technisierung auf immer grö-
ßeren Stufenleitern stattfinden, sind die Kapitalisten, die 
die meisten und besten Produktionsmittel besitzen, da-
durch, daß sie die Produkte preisgünstiger verkaufen kön-
nen, da den Waren durch immer schnellere maschinelle 
Verarbeitung weniger Wert zugesetzt wird, in der Lage, die 6 u 

kleineren Kapitale in ihrer eigenen Hand zu konzentrieren. 
In der Verelendungstheorie beschreibt Marx, daß mit dem 
Wachstum des funktionierenden Kapitals - eingesetzte 
Produktionsmittel, aktive Arbeiter - und der Bevölkerung 
sich auch die industrielle Reservearmee vergrößert. Unter 
der industriellen Reservearmee sind all die Menschen zu 
verstehen, die ihre Arbeitskraft zwar anbieten, aber keinen 
Arbeitsplatz erhalten. Wie schon vorher beschrieben, be-
deutet die Akkumulation von Kapital für die Arbeiter selbst 
wachsendes Elend, da die Kapitalisten zur Erzielung eines 
hohen Profits ihre Arbeiter ausbeuten [müsserjJ Dadurch 
werden mehr Kinder geboren, damit möglichst die ganze 
Proletariatsfamilie für ihren Unterhalt sorgen kann. Diese 
industrielle Reservearmee wird von den Kapitalisten als 
Druckmittel für den Arbeiter mißbraucht, so daß jene~uct11 
bereit sind, fur weniger Lohn zu arbeiten. Zu irgend einem 
Zeitpunkt jedoch werden die Verhältnisse aller Proletarier 
immer ähnlicher, so daß kaum noch ein Unterschied zwi-
schen arbeitenden und nicht_arbeitenden Menschen be-
steht, so daß die Proletarier nichts mehr zu verlieren haben Jl, 

Die Revolution sowie der Untergang des Kapitalismus wird "tr 
dadurch eingeleitet. 

Dieser Text beschreibt den Untergang des Kapitalismus. Er 
verdeutlicht, daß dieser durch die naturnotwendige Ent-
wicklung der kapitalistischen Produktion seinen Untergang 
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selbst heraufbeschwört und ihn unumgänglich macht. So-
mit bildet diese Theorie die logische Folge der anderen, be-
r!'!its vorgestellten Theorien. Die Zentralisationstheorie wird 
in diesem Text auffallend häufig erwähnt, und auch die Ver-
elendung des Proletariats, die ihrerseits wiederum die Ak-
kumulation von Kapital und auch die Mehrwerttheorie vor- A 
aussetzt, kann hier wiederentdeckt werden. All diese Theo-
rien sind demnach Voraussetzun-9_für den Untergang <'les 
Kapitalismus, der 1a in diesem Text beschrieben wird. Die 
Zentralisation und die Akkumulation von Kapital sowie die 
Verelendung des Proletariats und die Mehrwerttheorie sind 
also die Gründe für den Untergang des Kapitalismus. Rein 
logisch ergibt sich schon aus der Verelendung des Proleta-
riats, wodurch die Arbeiter endlich zur Revolution bereit 

1l 

werden, daß die Lebensdauer des kapitalistischen Sy-
stems nur noch äußerst beschränkt ist. Das Beinhalten der A 
bereits vorhandenen Theorien in dieser uns vorliegenden 
verstärkt die Annahme, daß sie zum großen Teil eine Zu-
sammenfassung der übrigen Theorien darstellt. Darüber 
hinaus gibt dieser Text (aber dann] die Weiterentwicklung r . ; 
und die Konsequenzen der kapitalistischen Produktions-
weise an. Der Antagonismus zwischen gemeinschaftlicher 
Produktion und alleiniger Aneignung begründet ebenfalls 
den Untergang des Kapitalismus.&obei Marx als Resultat 1 
aber gleichzeitig den Zustand nach dem Kapitalismus be- r ; 
schreibiJ Diese Theorie g.!Q1 also die Hinführung auf die A 
klassenlose Gesellschaft, die sich aus der dargestellten 
Entwicklung des Kapitalismus ergibt. Somit kündigt dieser <;<d 
Text sowohl den Untergang der alten Produktionsverhält-
nisse sowie die Entstehung einer neuen Gesellschaft an. A. 
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Klausur B 

fa) Die Expropriation des einzelnen Kapitalisten ist schon f ~ foM 
.A ~ (~) 11 1m eigentlichen kapitalistischen System angelegt. Diese 

kapitalistischen Gesetzmäßigkeiten, das sind a) die Aus-
beutung der Arbeiter, um Mehrwert zu schaffen J!nd b) die 
Akkumulation des Kapitals, (im speziellen die Verlagerung 
der finanziellen Ausgaben vom variablen Kapital zum kon-
stanten Kapital, also wachsende Kosten für Maschinen) 
führen zur Zentralisation. Es kommt also zwangsläufig da-
zu, daß ein Kapitalist immer mehr Kapitalisten „enteignet" 
und daher uber immer großer werdende Kapitalmengen 
verfugt. Um aber im Konkurrenzkampf zwischen den ab-
nehmenden, dafür aber vom Kapital zunehmenden Kapita-
~ bestehen zu können, muß der Unternehmer, um ren-

:i?.4l J,n~ 
2 

.A ~ 
11 

11 

11 

tabel produzieren zu können, wachsende Geldmengen in .A ~ 
Maschinen stecken. Diese verstärkte Nutzung der Technik 
führt dazu, daß sich die Produktionsmittel immer weiter }.A ~ 
spezialisieren und nur im Zusammenschluß ein Produkt 
herstellen können.:. (Trennung einzelner Produkllonspha- 2 
sen) 

Durch die Eroffnung neuer Absatzmärkte in anderen Län- lJJ 
dem, gelingt es dem Kapitalisten, dem Kapitalismus einen 2. A rfli 

~ 

~wn-

~ 

inte~ationalen Charakter zu gebenllmmer größer wird die ~ r~__,~, 
Unterdrückung des Proletariats, da auf dem Arbeitsmarkt 
die Konkurrenz zwischen den Arbeitnehmern wächst und lJJ 
dieser Kampf von dem Kapitalisten ausgenützt wird. Ist die 
Ausbeutung für die Arbeitnehmer unerträglich geworden, 4 <> 
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so werden sie sich zusammenschließen und die Kapitali-
sten selbst „enteignen". Diese Solidarisierung der Arbeiter, ~.Mt.' 1k f 
die zur Auflösung der Klassengegensätze führt, ist von der 1l ~ 
Bourgeoisie selbst gefördert worden, indem sie durch das 
Fabriksystem immer größere Arbeitermassen zusammen-
führt. Die Proletarier erkennen , wie groß ihr Elend, also die 
Ausbeutung durch die Kapitalisten, tatsächlich ist. Durch 
den Zusammenschluß der Proletarier werden ~ die Pro- „ c 
duktionsverhältnisse und der Überbau revolutioniert. 

Die kapitalistische Produktionsweise ist die Antithese der fjr 
individuellen Produktionsweise. In beiden gibt es zwar Pri-
vateigentum_aber im Kapitalismus werden diese Eigen- 2 1l 
tumsverhältnisse vom Kapitalisten ausgenutzt, um die Ar-
beiter auszubeuten und sie dadurch um ihren produzierten 
Mehrwert zu betrügen. ~ der individuellen Arbeitsweise 
behält der Arbeiter (- Produzent) seinen von ihm geschaf-
fenen Mehrwert. Durch die oben genannten Gesetzmäßig-
keiten des Kapitalismus schafft diese Produktionsweise ih-
re eigene Synthese. Diese ist nämlich die durch die Revolu-
tion der Proletarier geschaffene „klassenlose Gesell-
schaft". Denn durch die gemeinschaftliche Produktion und 
der gemeinschaftliche Besitz der Erde wird ein gesell- fjr 
schaftliches Zusammenleben aller ermöglicht. Jk 

Weitere Theorien von Marx die wir kennen: 2 / :fJ6 

(1) Mehrwerttheorie 
(2) Akkumulationstheorie 
(3) Zentralisationstheorie 
( 4) Verelendung des Proletariats ..t1 

( 1) Die Mehrwerttheorie'besagt, daß,nen Unterschied gibt 1 "- <;dil daAx>n <W.4 r M 

zwischen Rohstoffen und bearbeiteten Stoffen. Der Unter-
schied ist, daß in dem letzteren Produkt menschliche oder ..t1 
maschinelle Arbeitskraft steckt. Das Produkt ist also „mehr 
wert". Dieses „mehr wert" sein kommt also lediglich durch Jt 
die in ihm steckende Arbeit des Arbeiters zustande. Der ei-
gentliche Marxsche „Mehrwert" ist der Unterschied zwi- ..t1 
sehen dem, was der Kapitalist dem Arbeiter für seine Ar- J!1..r.&ed 
beitskraft bezahlt haLl,!nd dem tatsächlichen Wert, der von 2 
dem Arbeiter~ gebildet worden ist. Mehrwert kann man 
also lediglich aus dem nicht bezahlen der geleisteten Arbeit 
des Arbeitnehmers schaffen. Aus Maschinen ist Mehrwert 
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nicht zu schlagen, da die Maschinen immer nach ihrem tat- f.I <.AJ 
sächlich ~leisteteE!!. bezahlt bzw. unterhalten werden mLis- R. fjr-
sen. 

(2) Die Akkumulationstheorie: Marx sagt, daß der Kapitalist 
immer bestrebt is!._ mehr Kapital zu akkumulieren, also neu Z 1J 
zu bilden und anzuhäufen. Er wird daher immer mehr und 
bessere Maschinen kaufen, obwohl diese ihm viele Kosten 1J 
bereiten. Er erkennt nämlich, daß er durch diese Maschinen 1J 
mehr Arbeiter beschäftigen kann und somit auch mehr 
Mehrwert schaffen kan~!_(dies ist ja sein eigentlicher Ver- U 
dienst). Er verdient zwar an dem einzelnen Arbeiter weni- .A 
ger Geld als vorher, weil ja die Kosten für die Maschinen 1m 
Verhältnis höher gestiegen sind als die Kosten für die Arbei-
ter, kann aber durch die größere Anzahl der Arbeiter einen 
größeren Verdienst verzeichnen. Das heißt: 

J A 
z 

til. .a<.l:l ~ 
Durch steigende Akkumulation fällt die Profit rate, aber nicht ....cAl ~ ~ 
der gesamte Verdienst des Kapitalisten. " o • 

(3) Die Zentralisationstheorie: Marx sagt, daß die Kosten für 
die Technisierung und Erhaltung der Maschinen so groß 
sind bzw. immer größer werden, bis es manchen Kapitali- fjr 
sten nicht mehr möglich ist, diese Kosten zu bezahlen. Sie 
modernisieren ihre Betriebe nicht mehr und können daher 
nicht mehr so billig produzieren wie ihre Konkurrenten, die .A <f.IJ 
in Maschinen investiert haben. Sie bekommen nun keine 1k 
Aufträge mehr und müssen pleite gehen. Ein anderer, noch .A 
im Konkurrenzkampf stehender Kapitalis~ expropriiert, al- Z 
so kauft diesen Kapitalisten auf. Er erhält nun Produktions- .A+ fjr <A'<un.I 
mittel und Produktionsstätten und verfügt demnach auch 
über mehr Arbeiter. Der Kapitalist verfügt nun auch übar 
eine größere Kapitalmenge. Im Idealfall, sagt Marx, gibt es .A ~ 
nur noch einen Kapitalisten, dem alle Pm gehören. ~' 

Gleichzeitig kann man nun die Verelendung des Proleta A <:f'.lJ 
riats erklären ( 4 ). Durch die Zentralisation gibt es immerwe- ~ 
niger Kapitalisten und somit immer mehr Proletariat. Au-
ßerdem steigt die Zahl der Arbeiter immer mehr, da die Pro-
letarier (Armut) mehr Nachwuchs haben als die Kapitali-
sten (Reichtum). Der Konkurrenzkampf unter den Arbeitern 
wächst. Daraus folgt, daß der Kapitalist eine Möglichkeit er-
hält, die Arbeiter zu erpressen und ihnen immer weniger 
Lohn zu zahlen. Dies kann er so lange, bis das Existenzmi-
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nimum der Proletarier erreicht ist. Die Arbeiter müssen im- .A 
mer mehr arbeiten, um im Verhältnis weniger zu verdienen. f!& 

Paradox, aber durch die obrige Aussage erklärbar. :I!& 

Meiner Meinung nach hat der Text von Karl Marx einen sehr 
hohen Stellenwert. Hier werden nicht nur Zusammenhänge 
von Mehrwerttheorie, Akkumulationstheorie und Verelen-
dung des Proletariats zusammenhängend dargestellt, son- .A 1Udl. 
dernlruch das Endziel bzw. die Lösung der schlechten Si- Y' u w-t 
tuation für die Arbeiter gezeigt, nämlich die Revolution. Die .A ~ dM"~ 
einzige Lösung ist die klassenlose Gesellschaft. Die zu-
sammenhänge der uns bekannten Theorien werden deut-
lich. Dieser Originaltext von Marx zeigt eindeutig die~- .A wnÄ/,a;r-~ 

kunftswe1sende Darstellung für die gesammte Menschheit .A + Jl 
der Welt. Hier, an diesen Aussagepunkten muß man anset- ~ 
zen~m zu beweisen, daß das sowjetische System nicht den .A. 2 
Ansichten Marxens entspricht. Der gesamte Sozialisie- ~~'ZAM'.A.4<Ja.

rungsprozeß läuft bei Marx automatisch und unabänderlich .A f:f'IJ ~ 
ab. 

lk~'ZAM'~dM"~. d<e-tna.n<x>nwnM ~~. fdiLt 
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KlausurC 

Thema: Welchen Stellenwert nimmt die hier beschriebene 
Theorie im Rahmen der sonstigen Theorien von Marx ein? 

a) r Die Enteignung, so beginnt Marx, der kleineren Kapi-
talisten durch größere. entsteht durch eine Gesetzmäßig-
~~~! der kapitalistischen- Produktionsweise, die gleichge-
setzt wird mit der Zentralisation, also der Konzentration be-
reits gebildeter Kapitale, die ja fast eine gesetzmäßige Fol-
ge der Akkumulation ist, denn erst die Vermehrung von Ka-
pital ermöglicht billigere oder bessere Produktion von Wa-
ren, wobei die kleineren Kapitalisten mit den größeren nicht 
mithalten können und schließlich aufgekauft werden. Die 

:f'I 

Zentralisation, so fährt der Text fort, des Kapitals in immer i!t 
weniger Händen ist verbunden mit der Vernichtung kleine-
rer Kapitalisten durch größere. Mit diesem Prozeß trafen J1. 'I 
sich Entwicklungen parallel , die wiederum von einander-ab- :R --- ---- -
hängig sind. So kommt es im wesentlichen zt..m gemein- 11 
schaftlichen Arbeitsprozeß, da ja durch die Zentralisation J1. ! .f!At M"l-.dl.d ~ 
eine Massenbeschäftigung folg~und immer mehr Arbeiter Z : ~ 
an einer Stelle arbeiten. Die Stufe der Produktion wächst, J1. 
wie gesehen_ qualitativ und quantitativ, die Technisierung Z 
schreitet fort, denn der Kapitalist strebt wachsenden Profit 
an (und die Maschinen produzieren nun mal billiger), und 
damit wächst die Ausbeutung des Arbeiters auf der gesam-
ten Erde. Eine andere Entwicklung ist die Ökonomisierung Zdau~' 
der Produktionsmittel , d. h. die Maschinen benötigen im- Ur~~&/,6,,.
mer mehr Menschen_:ind es entsteht eine kombinierte, ge- Z ~J 
me1nschaftliche Arbeit. 

All diese Parallelitäten laufen darauf hinaus, daß schließlich J1. 
alle Völker am Weltmarkt beteiligt sind und sich der Kapita- .f!At r~d.Mi. '.Wu....du<JM1<l" 
lismus auf der gesamten Welt ausbreitet. 

Zusammenfassend kann man hier schon ~ti~ben, ohne 
tendenziell zu werden: Die Gesc!!!c~e ~ig~ ~seine an-
dere Entwicklung, als sie hier beschrieben ist. 

~) 

Der Text spricht im folgenden von immer weniger werden- J1. 
den Kapitalisten, die diese beschriebenen Entwicklungen 
zu ihrem Vorteil ausnutzen. Sie werden wahrscheinlich den :f'I 
Arbeiter immer mehr ausbeuten, um immer mehr Profit <J9I ~ 
bzw. Mehrwert zu ziehen. So steigt eben das Elend des Pro- J1. ~ <:Et.vralJ. 1-1 
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letariats, die Arbeitsqual, die Unterdrückung und die Aus-
beutung. Aber mit diesem Prozeß entsteht ein weiterer, im 
Endeffekt positiver. Denn es wächst die Empörung der Ar-
beiter und ihre Vereinigung. Hier spiegelt sich das Parado-
xon im kapitalistischen System wieder: Die Technisierung 
bedeutet zunachst die Konkurrenz unter den Kapitalisten, 

1ihr steht im Widerspruch die Massenbeschäftigung, weil sie 
die Konkurrenz der Arbeiterfördern soll, in Wirklichkeit aber 
die Versammlungsmöglichkeit und Solidarisierung der Ar-
beiter zur Folge hat. Mit der Empörung und Vereinigung der 

UrM.u:~ 

1 

<iM'~l..d 

..d :R. 
n 
r-=1~ 

Arbeiter, was auch ein Naturgesetz der kapitalistischen .& . ..d 
Produktion ist, wird das Kapitalmonopol zur Hemmung bzw. ..d 
Fessel der Produktionsweise. Der Grund ist die Zentralisa- ~ 

tion der Produktionsmittel und die Massenarbeit; die das 
Leben der Arbeiter immer unerträglicher machen_und es 2 :U, 
unweigerlich zur Auflehnung und damit zur Sprengung des 
Kapitalismus und der mit ihm verbundenen Lebensverhält-
nisse kommt. 

Es kommt zur Revolution, nichts anderes ist gemeint, wenn UJdJt. 
Marx von der „Stunde des kapitalistischen Eigentums" 
spricht, die jetzt schlägt. 

Das Messer dreht sich sozusagen um_!!nd die Enteigner ..d. 2 
werden vom Proletariat enteignet. 

Im nächsten Abschnitt wird das kapitalistische Privateigen-
tum mit der ersten Negation des individuellen Privateigen-
tums gleichgesetzt. Kapitalistisches und individuelles Pri-
vateigentum unterscheiden sich nämlich durch ihre Her- ..d 
stellungsart: das kapitalistische Privateigentum geht aus 
der kapitalistischen Aneignungsweise hervor, also durch ..d rl.1.e AquJ ~ 
Ausbeutung und das individuelle Privateigentum geht aus 2 ut <k-.k ~ ~ ,,..J,_ 
der eigenen Arbeit hervor. Die kapitalistische Produktions- ~ ~> 
weise erzeugt aber nicht nur diese Negation, sondern auch 
die Negation der Negation. Diese tritt nach der Revolution 
ein, innerhalb der klassenlosen Gesellschaft, wo ein ina1v1-
duelles Eigentum hergestellt wird auf der Grundlage der ka-
pitalistischen Produktionsweise, somit Gemeinbesitz der 
Erde Zusammenarbeit der Menschen und die Produktions-
mittel gemeint sind. So wird deutlich, daß in der Tat die Lö-
sungen der Aufgabe der Herstellung einer klassenlosen 
Gesellschaft innerhalb der besitzenden Gesellschaftsfor-
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mation vorgegeben sind und Errungenschaften dieser in A 
die neue mit einfließen. 

b) Um die vorliegende Theorie in die sonstigen Theorien 
Marxens einordnen zu können, muß man diese inhaltlich ~ 1JC'f'l.A!a-
darstellen: 

Marx beginnt mit der Mehrwerttheorie. Sie besagt, daß der A <1lJ 
Kapitalist die Arbeitskraft des Arbeiters erkauft, also zeit-

[-} 

U<-w~ 

:f<e~du~

~~~ 

~ (Jt1l d.1.ua Wn ~e<4 

weiliger Eigentümer dieser Kraft ist. Der Arbeiter wird jetzt 
aufgrund seiner Abhängigkeit ausgebeutet, indem er nicht 
den Lohn bekommt, der ihm zusteht - gemessen am Ar-
beitsquantum - sondern nur soviel, um seine Arbeitskraft 
reproduzieren zu können, (d. h. essen, trinken, schlafen 
etc.). Somit entsteht ein Mehrwert, denn der Kapitalist 
steckt sich das ~e1d:.. d_!I~ 2_b_!:iQ.b1e_!..b~ in die eigene Tasche. IA / dMvu4. dafl u ~ 

1l um du. ~ <jdo.l. 
"""'Ju,.~_,, 

~n_ d~a,e ~~~~e!_tt!!.eE~e_ s~h!ie_ß~ s~c~ _dJ~~~k~f!!l!,!a~i~~S..: : A ~ ~ 
~~o!:!_e_<!n_ Der Mehrwert ermöglicht nämlich erst eine Ver- • 
mehrung von Kapitah_ dadurch, daß mit ihm Maschinen ge- 2 
kauft werden, dann die Produktivität steigt und mehr Pro-
dukte bzw. Konsumgüter verkauft werden. Mehr Maschi- A 
nen benollgen auch mehr Arbeiter. Womit wiederum der 
Mehrwert steigt. Jeder Kapitalist will möglichst schnell viel 
produzieren, so daß er mehr und mehr in die Maschinerie, 
also in das konstante Kapital investiert. Er macht trotzdem 
Gewinne, die jedoch in Relation zu früherer Zeit sinken. So- :i'I 
mit ist ein absoluter Profit da, aber gleichermaßen eine fal-
lende Profitrate. Jetzt setzt die Zentralisation ein: kleinere 
Kapitalisten haben nicht so viel Kapital , somit weniger Ma- A 
schinen und nicht die Möglichkeit, ihre Waren billig und gut A r~. :f<e mu-

zu verkaufen. Sie gehen im Konkurrenzkampf unter und ~ ~ .~
werden von den Großkapitalisten „verschluckt", die so auch 1 /w ~ "J 
neue Absatzmärkte finden. A . dw.M~ 

-mäfla~~ 
Gleichzeitig werden immer mehr Arbeiter an einer Stelle A" <> 

beschäftigt, so daß es erneut zur Steigerung vom Mehrwert fjr 
kommt. Ihre naturliche Grenze findet die Zentralisation 
dann, wenn alles Kapital in einer Hand zusammengefaßt 
ist. 

Mit den wachsenden Arbeitermengen, der Unterdrückung A 111 <~ Zuoa-m-
und Arbeitsqual steigt die Überbevölkerung, da man in der A ~J 
Freizeit keine andere Betätigung mehr hat, als Kinder zu :i'I 
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zeugen. Somit wächst auch die Reservearmee, also die 
Gruppe der Arbeitslosen. 

Andere Grunde sind auch Konkurse von Firmen oder allge-
meine Knsen. Durch diese Krisen im wirtschaftlichen Sek-
tor schwanken die Löhne, die Maschinen drücken die Löh-
ne heruntei:„~.md die Lebensstellungen der Arbeiter passen 
sich immer mehr an. Daher solidarisieren sie sic'!_und es 
kommt zur sozialen Revolution - unabanderbar (Verelen-
dung des Proletariats). 

~~&.uä

~ µ.,. dad &nlda-
M.. <IM~ 
~ 
<~<IM~ 

.A ~-txm..1!a.odU-
2 . .A _,.dr..;di~ 

&. 2 ;f.O/;,m) 

:f!"I /ak<k ~ <k 
~ 

c) Die Theorie, die uns vorliegt, setzt bei der Zentralisa- ~J3nw; 

tion ein und beschreibt die folgenden Prozesse. Sie ist aber .A <~ ~; 
keine direkte Folge der anderen Theorien, eher Ergänzung :f!"I 
und Erläuterung. Sie beschreibt eben die Zentralisation r-1 
und die Verelendung des Proletariats und die künftige Pro-
duktionsweise. Dieses~ ist ein neuer Gesichtspunkt, 
aber das vorherige ist durchaus trennbar von den übrigen 
Theorien, weil es dort eben schon enthalten ist. 

11.e~h~'ll49'-al!Mi 'ldtnr.~~ 
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2. Korrektur und Bewertung einer Klausur im Leistungskurs 
Geschichte in der Jahrgangsstufe 13/I 

2.1 Kurze Beschreibung der Lerngruppe 

Der Leistungskurs Geschichte wird vom Fachlehrer seit dem Kurshalbjahr 11 /II unterrich-
tet. Von den 20 Schülern (vierzehn Mädchen, sechs Jungen) haben fünfzehn schon am 
Unterricht des Kurshalbjahres 11 / 11 teilgenommen, fünf sind zu Beginn des Jahrgangs 12 
dazugestoßen. 

Die Zusammensetzung der Lerngruppe ist - unter Berücksichtigung der Schullaufbahn 
auf der Sekundarstufe 1- recht heterogen. Zwölf Mädchen haben die Sekundarstufe 1 des 
Gymnasiums besucht, an dem sie auch die Oberstufe durchlaufen, zwei Jungen kommen 
von einem anderen Gymnasium, zwei haben bis zum Beginn der gymnasialen Oberstufe 
die Hauptschule, je zwei Mädchen und Jungen die Realschule besucht. 

Während fast der gesamte Kurs in den vergangenen Halbjahren ein reges Interesse an den 
Themen und eine gleichmäßig gute Arbeitshaltung zeigte (Intensität der häuslichen Vor-
und Nachbereitung, Bereitschaft zur Mitarbeit im Unterricht, zur Ubernahme von freiwilli-
gen Einzel- oder Partneraufgaben), war in den schriftlich erbrachten Lernerfolgskontrollen 
vieler Schüler ein deutlicher Leistungsabfall festzustellen. Zwar belegten die Arbeiten, daß 
fast alle Schüler über ein mindestens ausreichendes Faktenwissen verfügten und daß sie 
persönlichen Stellungnahmen nicht auswichen, aber andererseits zeigten die Klausuren in 
der Regel die Tendenz ihrer Verfasser, den Schwerpunkt auf die Reproduktion gelernten 
Wissens und schon im Unterricht erarbeiteter Einsichten zu legen. 

2.2 Darstellung der Unterrichtsvoraussetzungen für die Klausur 

a) Inhaltliche Voraussetzungen 

Im Anschluß an das im Kurshalbjahr 12/11 bearbeitete Thema „ industriell~ Revolution und 
Soziale Frage. Voraussetzungen, Bedingungen und Entwicklung der Industrialisierung in 
England und Deutschland und ihre ökonomischen, sozialen, kulturellen und politischen 
Auswirkungen" (gegenwartsgenetische Untersuchung; vgl. Richtlinien Geschichte, 
S. 77 f.) stand das Kurshalbjahr 13/ I unter dem Thema „Rußland und Deutschland im Zeit-
alter des Imperialismus - zwei Mächte im Spannungsfeld von außenpolitischem Groß-
machtstreben, wirtschaftlichem Wachstum und politisch-sozialer Rückständigkeit". Dieser 
mit diachronen Elementen versehene, insgesamt als synchrone Untersuchung angelegte 
Kurs erarbeitete politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Strukturen der beiden 
Großmächte; ein Vergleich der Februar- und der Oktoberrevolution 1917 mit der Novem-
berrevolution 1918 schloß den Unterricht ab, wobei signifikante Strukturen, Prozesse oder 
Ereignisse der russischen und deutschen Geschichte in der Epoche des Hochimperialis-
mus in die Beurteilung einbezogen wurden. 

Der erste Unterrichtsabschnitt dieses Kurses, der in seiner Gesamtheit die Gegenstands-
bereiche C (Revolutionen und Emanzipationsbewegungen im 18„ 19. und 20. Jahrhun-
dert), D (Die industrielle Revolution) und E (Imperialismus) abdeckte, kmipfte kurz an die 
Ergebnisse des vorjährigen Kursthemas an, die bei der Behandlung des letzten Gegen-
stands „Erscheinungsformen und Erklärungsansätze des Imperialismus" erarbeitet wor-
den waren, und gewann von dort die problematisierende Akzentuierung des für die Jahr-
gangsstufe 13/1 gewählten Kursthemas. 

Die sich daran anschließende Erarbeitungsphase behandelte folgende Gegenstände: 
Rußlands innen- und außenpolitische, soziale, wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung 
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zwischen dem Ende des Krimkrieges und 1905 (z. B. Bauernbefreiung und Situation der 
Agrarwirtschaft; Industrialisierung; Rolle von Adel , Bürgertum, Bauerntum, Arbeiterschaft, 
lntelligentsia; die bedeutendsten politisch-sozialen Theorien; Außenpolitik}; die Revolu-
tion von 1905 und die Phase des Scheinkonstitutionalismus; Rußland 1m 1. Weltkrieg; Fe-
bruarrevolution; „Doppelherrschaft" und Notstandsdemokratie; Oktoberrevolution; Bür-
gerkrieg, Intervention und Machtstabilisierung der Bolschewiki. 

Die einzelnen Gegenstände standen jeweils unter problematisierenden Akzentuierungen, 
die, von den Schülern zu Beginn des Unterrichtsabschnitts formuliert, an seinem Ende wie-
der aufgegriffen wurden (z. B. die Möglichkeiten und Grenzen von Reformen in einem au-
tokratischen System - Das russische „Ancien regime" zwischen Erhaltung des Status quo 
und Anpassung an die Moderne}. 

Der Gegenstand „Rußland in der Phase der ,Doppelherrschaft' und Notstandsdemokra-
tie", in dessen politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Hintergrund die in der 
Klausur vorgelegten Texte einzuordnen waren, stand unter der Leitfrage nach den Zwän-
gen und Erfolgschancen des demokratischen Experiments in Rußland zwischen Februar 
und Oktober 1917. Nach einer Strukturierungs- und Problematisierungsphase, in der die 
Lerngruppe mit einem Datengerüst bedeutender politischer Ereignisse des Jahres 1917 
und mit unterschiedlichen politischen und fachhistorischen Beurteilungen der Oktoberre-
volution konfrontiert worden war, wurden bis zur Klausur folgende Quellen im Unterricht in-
terpretiert: a) Einstellung des Exekutivkomitees des Petrograder Sowjets zur Frage der Be-
teiligung an der Provisorischen Regierung (M. Grohmann/ H. Hausmann/G. Rappmann, 
Wirtschaft und Gesellschaft in der Sowjetunion, Hannover 1979, S.12 f.}, b} Befehl Nr.1 des 
Petrograder Sowjets vom 1./14. 3. 1917 (W. Ripper, Weltgeschichte im Aufriß, Bd. 111/ 1, 
Frankfurt 1976, S.104 f.}, c) Deklaration der Provisorischen Regierung vom 3./16. 3. 1917 
(ebd., S.105 f.), d) Appell des Petrograder Sowjets an die Völker der ganzen Welt vom 14./ 
27. 3. 1917 (ebd., S.106 f.}, e) Lenins Aprilthesen (ebd., S.116 ff.}, f} Auszug aus der Note 
des Außenministers Miljukow vom 18. 4./1. 5. 1917 (0. Anweiler, Die russische Revolution 
1905- 1921, Stuttgart 31966, S. 26 f.). Auszüge aus Darstellungen (z. B. zur Februarrevolu-
tion, zur „Doppelherrschaft", zur H:iltung der Soldaten, Arbeiter und Bauern} wurden dem 
in der Schule des Fachlehrers verwandten Unterrichtswerk „Weltgeschichte im Aufriß 
Bd. 111/ 1" und einzelnen Kapiteln aus D. Geyer, Die russische Revolution, Göttingen 31980, 
S. 21-66, entnommen. 

Die Texte der Klausur (Deklaration des ersten Koalitionskabinetts der Provisorischen Re-
gierung über ihr Programm vom 5./19. 5. 1917; Resolution über die Regierung, vorgeschla-
gen von den Sozialrevolutionären und Menschewiki und am 21. 6./4. 7. 1917 vom 1. Allrus-
sischen Kongreß der Sowjets angenommen} stammen aus der schon angeführten Mate-
rialsammlung „Wirtschaft und Gesellschaft in der Sowjetunion" (S.15 f.). 

b} Methodische Voraussetzungen 

In den von den Jahrgangsstufen 11 / 11bis12/ 11 geschriebenen Klausuren handelte es sich 
um Material- (i. d. R. Text- )interpretationen mit gegliederter Aufgabenstellung, die sich an 
den Schritten Analyse, Sachurteil und Wertung orientieren (vgl. Richtlinien Geschichte, 
s. 5711.): 

(1 } In einem ersten Arbeitsschritt, der Quellenbeschreibung, hatten die Schülereineei-
genständig formulierte, wo nötig kommentierte, nach inhaltlichen Schwerpunkten gewich-
tete Wiedergabe der Hauptaussagen des Textes und seiner Argumentationsstruktur vor-
zunehmen. Außerdem waren Quellenart, Autor, Entstehungszeit und Adressat(en) zu er-
schließen. In diesem Arbeitsschritt erbrachten die Schülerinhalts- und methodenbezoge-
ne Leistungen der Anforderungsbereiche 1 und II. 
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(2) Die Einordnung der Textaussagen in den historischen Hintergrund (2. Arbeitsauftrag) 
verlangte von den Schülern bei der Darstellung der politischen, sozialen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Rahmenbedingungen, nicht nur gelerntes Wissen und schon im Unterricht 
erarbeitete Einsichten zu referieren, sondern die in der Quelle enthaltenen Aussagen als 
Anknüpfungspunkte zu nutzen, indem Bezüge zu der in der Aufgabenstellung enthaltenen 
Leitfrage herzustellen waren (Leistungen der Anforderungsbereiche 1 und II). 

Mit der Auswertung der Textgestalt (Deutung der Schlüsselwörter, Einbeziehung des Kon-
texts, Herausarbeitung der Interessen des Autors, der Perspektivität seiner Aussagen, sei-
ner politischen, ggf. ideologischen, Position) und mit der Untersuchung, in welchem Ver-
hältnis die Aussagen des Textes über bestimmte Sachverhalte zu denen anderer Materia-
lien über denselben Sachverhalt stehen, sollte das Urteil über den zu untersuchenden 
Sachverhalt auf eine möglichst breite Basis gestellt werden (inhaltsbezogene Leistungen 
der Anforderungsbereiche II und III; methodenbezogene Leistungen des Anforderungsbe-
reichs II). 

(3) Die persönliche Wertung der im Text vorgebrachten Thesen, Ziele, Positionen, der 
vom Autor vertretenen Normen, die problematisierende Reflexion zentraler Begriffe, die 
Überprüfung von Alternativen auf ihre Realisierbarkeit (inhaltsbezogene Leistungen des 
Anforderungsbereichs III) war in den Klausuren seit dem Jahrgang 12 gefordert worden. 

Die Schüler waren seitdem in der mündlichen Unterrichtsarbeit, in der häuslichen Vorberei-
tung und - seit dem Halbjahr 12/ 11- bei der Anfertigung von Referaten daran gewöhnt, Ar-
beitsaufträge ohne gegliederte Aufgabenstellung zu erledigen. Die in der Beschreibung 
der Lerngruppe dargelegten Schwächen eines Teils der Kursgruppe und die deutliche Vor-
liebe für vorstrukturierte Aufgabenstellungen ließen den Fachlehrer erst in der fünf Unter-
richtsstunden umfassenden zweiten Klausur des Kurshalbjahres 13/ 1 den Aufgabentyp 
„Materialinterpretation ohne gegliederte Aufgabenstellung" wählen. 

Die Schüler hatten zunächst die bekannten Arbeitsschritte zu vollziehen, zusätzlich aber, in 
Anlehnung an Thematik und Ergebnisse der Sequenz, leitende Fragen herauszustellen, 
unter denen sie das gebotene Material selbständig auswerten mußten. 

Eine Begründung des gewählten Lösungsweges und weitere Leistungen des die metho-
denbezogenen Kenntnisse und Fähigkeiten umfassenden Anforderungsbereichs III soll-
ten erst in den folgenden schriftlichen Hausaufgaben und in der Klausur in der Jahrgangs-
stufe 13/ 11 als eine Voraussetzung für „gute" und „sehr gute" Benotungen gefordert wer-
den. 

Die Interpretation mehrerer Texte, die zu demselben Sachverhalt Stellung bezogen, war im 
Unterricht geübt worden, zuletzt am Beispiel des „Befehls Nr.1 des Petrograder Sowjets" 
vom 1./14. 3. 1917 und der „Deklaration der Provisorischen Regierung" vom 3./16. 3. 1917. 
Der inhaltliche und sprachliche Schwierigkeitsgrad der in der Klausur zu bearbeitenden 
Quellen unterschied sich nicht von dem der bis dahin interpretierten Materialien. Ihr Um-
fang war größer als bisher üblich; er überforderte die Schüler aber schon deshalb nicht, weil 
der zweite Text zahlreiche inhaltliche und sprachliche Parallelen zum ersten aufweist. 

2.3 Klausurthema und Aufgabenstellung 

Materialinterpretation ohne gegliederte Aufgabenstellung (5 Unterrichtsstunden) 

1. Deklaration des ersten Koalitionskabinetts der Provisorischen Regierung über ihr Pro-
gramm (5./19. Mai 1917) 
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1) In der Außenpolitik lehnt die Provisorische Regierung in Übereinstimmung mit allen 
Völkern jeden Gedanken eines Separatfriedens ab; sie strebt in aller Offenheit nach mög-
lichst schneller Herstellung eines allgemeinen Friedens, der weder die Herrschaft über an-
dere Völker noch die Wegnahme nationalen Erbes, noch die gewaltsame Annexion frem-
den Territoriums herbeiführen soll, d. h. nach einem Frieden ohne Annexionen und Kontri-
butionen auf der Grundlage des Selbstbestimmungsrechts der Völker. [ .. ] 

2) Die Festigung der Anfänge der Demokratisierung der Armee, die Organisierung und 
Verstärkung ihrer Kampfkraft sowohl im Hinblick auf die Verteidigung, als auch auf den An-
griff wird eine der wichtigsten Aufgaben der Provisorischen Regierung sein. 

3) Die Provisorische Regierung wird unablässig und entschieden gegen die wirtschaftli-
che Destruktion des Landes dadurch ankämpfen, daß sie die planmäßige staatliche und 
gesellschaftliche Kontrolle über die Produktion, den Transport, den Austausch und die Ver-
teilung der Güter verstärkt und im Notfall die Organisierung der Produktion in die Hand 
nimmt. 

4) Die Maßnahmen zum Schutze der Arbeit werden im ganzen lande energisch weiter-
getrieben. 

5) Indem die Provisorische Regierung der Verfassunggebenden Versammlung die Ent-
scheidung der Frage des Überganges von Land in die Hände der Werktätigen vorbehält 
und lediglich vorbereitende Arbeiten dafür tnfft, wird sie alle erforderlichen Maßnahmen 
treffen, um die für das Land notwendige Produktion von Brotgetreide zu erhöhen und die 
Ausnützung des Bodens im Interesse der Volkswirtschaft und der werktätigen Bevölkerung 
zu regeln. 

6) In-dem Bemühen, das Finanzsystem auf demokratische Grundlagen zu stellen, wird 
die Provisorische Regierung der direkten Besteuerung der besitzenden Klassen beson-
dere Aufmerksamkeit widmen (Erbschaftssteuer, Besteuerung von Kriegsgewinnen. 
Grundbesitzsteuer usw.). 

7) Di'e Arbeiten zur Errichtung u11d Festigung der Organe demokratischer Selbstverwal-
tung werden mit aller nur möglichen Konsequenz und Schnelligkeit durchgeführt werden. 

8) In gleicher Weise wird die Provisorische Regierung alle Anstrengungen machen, um 
die Verfassunggebende Versammlung sobald als möglich nach Petrograd einzuberufen. 
[ ... ) 
2. Resolution über die Regierung, vorgeschlagen von den Soz1alrevolutionären und 
Menschewiki und am 21. Juni/4. Juli vom Kongreß der Sowiets angenommen 

( ... ] Nach Anhören der Erklärungen der Genossen Minister zur allgemeinen Politik der 
Provisorischen Regierung spricht ihnen der Allrussische Kongreß sein volles Vertrauen 
aus und stellt fest, daß die Richtung dieser Politik mit den Interessen der Revolution uber-
emst1mmt. Der Kongreß ersucht die Provisorische Regierung dringend, die von ihm ange-
nommene Plattform noch energischer und konsequenter durchzuführen sowie besonders: 

a) Beharrlich für den raschesten Abschluß eines allgemeinen Friedens ohne Annexionen 
und Kontributionen auf der Grundlage der Selbstbestimmung der Völker zu kämpfen. 

b) Die weitere Demokratisierung der Armee durchzufuhren und ihre Kampfkraft zu stär-
ken. 

c) Unter direkter Teilnahme der arbeitenden Massen die energischsten Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Zusammenbruchs auf den Gebieten des Finanzwesens, der Wirtschaft 
und der Nahrungsmittelversorgung zu ergreifen. 
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d) Systematisch und konsequent den Kampf mit der Konterrevolution aufzunehmen. 

e) Schnellstens in der Arbeits- und Bodenfrage solche Maßnahmen durchzuführen, die 
mit den Forderungen der organisierten Arbeitermassen übereinstimmen und die von den 
Lebensinteressen der vom Krieg unterhöhlten nationalen Wirtschaft diktiert sind. 

f) Organisatorisch zur Starkung der revolutionären Demokratie dadurch beizutragen, 
daß das System der Lokalverwaltung auf demokratischer Grundlage rasch und radikal re-
organisiert wird und unverzüglich ländliche und städtische Selbstverwaltungen dort einge-
führt werden, wo sie noch nicht bestehen. 

g) Der Kongreß fordert besonders die baldigste Einberufung der Allrussischen Konstitu-
ante. ( ... ] 

aus: M. Grohmann/H. Haumann/G. Rappmann, Wirtschaft und Gesellschaft in der Sowjet-
union, Hannover 1979, S.15 f. (zit. nach: M. Heilmann [Hrsg.), Die russische Revolution 
1917, München 1977, S. 210f., 259f.) 

Arbeitsauftrag: Interpretieren Sie die vorliegenden Textei 

2.4 Darstellung des Erwartungshorizonts des Lehrers für diese Klausur 

Die Schüler sollen im Arbeitsschritt der Textanalyse nachweisen, daß sie den Inhalt der vor-
liegenden Texte verstanden haben und daß sie in der Lage sind, die (äußeren) Daten der 
Quellen und ihre inhaltlichen Schwerpunkte geordnet und (wo erforderlich) erläutert wie-
derzugeben. Dabei soll es ihnen überlassen bleiben, ob sie zunächst jede Textaussage ge-
sondert referieren und in den zeitgenössischen Hintergrund einordnen oder ob sie mit einer 
integrierten Wiedergabe beider Texte beginnen. 

Im einzelnen sollte eine mit „sehr gut" benotete Arbeit beide Quellen als offizielle program-
matische Verfautbarungen kennzeichnen, die von den (abgesehen vom Petrograder So-
wiet) wichtigsten politischen Institutionen während der zweiten Phase der sog. Doppelherr-
schaft, der Provisorischen Regierung und dem 1. Allrussischen Sowjetkongreß, stammen 
und an die russische Öffentlichkeit wie an die Verbündeten im Weltkrieg gerichtet sind. Mit 
der Nennung des Erscheinungsdatums der „Deklaration" sollte der Beginn dieser Phase 
(nach außen gekennzeichnet durch den Eintritt sozialrevolutionärer und menschewisti-
scher Politiker in die Provisorische Regierung; Kerenski war schon Mitglied des Kabinetts 
Lwow) markiert werden. Ein näheres Eingehen auf den Zeitpunkt der Veröffentlichung der 
„Resolution" erscheint an dieser Stelle der Arbeit verzichtbar; in die Beurteilung der Politik 
der Sowiets sollte jedoch die Tatsache einbezogen werden, daß der Kongreß sechs Wo-
chen später inhaltsgleiche Forderungen aufstellt. Die geplanten Organisations- und Stabi-
lisierungsmaßnahmen zur Beseitigung drängender Probleme der Außen- und Innenpolitik, 
des Militär-, Wirtschafts- und Finanzwesens sind zu nennen. Dabei soll herausgestellt wer-
den, daß der Sowietkongreß in allen grundsätzlichen Fragen mit der Politik der Provisori-
schen Regierung übereinstimmt; weiterhin soll angegeben werden, in welchen Bereichen 
er unterschiedliche Akzente setzt 

In der Einordnung der Textaussagen in den historisch-politischen Hintergrund sollen, z.B. 
anknupfend an die in den Quellen eingehaltene Gliederung der Sachbereiche oder an die 
Tatsache der Kabinettsumbildung vom 5./19. Mai, die Zwänge aufgezeigt werden, unter 
denen die Provisorische Regierung und die Sowjets (v. a. vertreten durch den Petrograder 
Arbeiter- und Soldatenrat) seit dem Sturz des autokratischen Regimes stehen (militärische 
Lage; wirtschaftliche Situation auf dem lande und in der Industrie; Versorgung der Bevöl-
kerung; innenpolitisch labile Situation, zugespitzt in der „Aprilkrise"). Die politischen 
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Grundpositionen der Sowjets und der Regierung sollten - durch Rückgriff auf die im Un-
terricht behandelten Materialien - beschrieben und zu einer Charakterisierung der ersten 
Phase der „Doppelherrschaft" (Nebeneinander der Institutionen bzw. Kontrolle der Regie-
rung durch die Sowjets) weitergeführt werden, die - nach dem fortschreitenden Verfall der 
ohnehin schwachen Autorität der Regierung- mit der Kabinettsumbildung vom 5./19. Mai 
abgeschlossen wurde. Ein Hinweis auf die neue Qualität der Doppelherrschaft (direktere 
Kontrolle der Regierung durch die Sozialrevolutionäre und Menschewiki, aber auch stär-
kere Bindung der Vertreter der „revolutionären" an die der „bürgerlichen" Demokratie und 
Übernahme der Verantwortung für die Regierungstätigkeit) sollte in die Beschreibung der 
zweiten Phase ebenso einbezogen werden wie ein kurzer Verweis auf den Ablauf des 1. All-
russischen Sowjetkongresses oder auf die Zahl der in ihn entsandten Sozialrevolutionäre, 
Menschewiki und Bolschewiki, was als Gradmesser für die Bedeutung der bolschewisti-
schen Alternative zum System der Doppelherrschaft herangezogen werden kann. Nicht 
verzichtet werden darf auf eine Darstellung dieser Gegenposition, wobei eine Konkretisie-
rung durch den Einbezug von Lenins „Aprilthesen" ermöglicht wird; ein kurzer Rückgriff auf 
weitere Texte seiner Revolutions-, Partei- oder lmperialismustheorie wird nicht erwartet, 
würde aber als eine besondere Leistung anerkannt. 

Die oben angegebene Anlage des Einordnungsteils oder eine an seinem Ende entfaltete 
Anknüpfung an die den Unterrichtsabschnitt strukturierende Frage nach den Erfolgschan-
cen des demokratischen Experiments in Rußland bieten sich als Voraussetzungen zur Ge-
winnung leitender Aspekte oder einer Leitfrage an, unter die die Auswertung der Textge-
stalt gestellt werden kann (z. B. Welche Möglichkeiten bieten sich den Trägern der „Dop-
pelherrschaft" nach dem 5. Mai, mit Hilfe ihrer Programme und ihrer praktischen Politik die 
krisenhafte Situation zu stabilisieren?). Die Auswertung 'der Texte sollte folgende Ge-
sichtspunkte enthalten: Beide Institutionen beanspruchen, die Ergebnisse der Revolution 
zu wahren und voranzutreiben („Demokratisierung" in verschiedenen Bereichen); die Pro-
bleme russischer Außen- und Innenpolitik darlegend, geben sie vor, zu einer kraftvollen 
Politik entschlossen und fähig zu sein, müssen aber unter dem übermächtigen Druck äuße-
rer Gefährdung ihre Aktivität ganz 3uf die „revolutionäre Vaterlandsverteidigung" ausrich-
ten. Die Zusammenfassung und Organisation aller Kräfte in Armee, Industrie, Landwirt-
schaft und Verwaltung, bei gleichzeitigem Hinausschieben wichtiger Entscheidungen 
(z.B. der Bodenfrage) bis zum zusammentreten der Verfassunggebenden Versammlung, 
wird als zentrale Aufgabe herausgestellt, um Niederlage, Gebietsverluste und innere Auf-
lösung zu verhindern. Die gesteigerte Dringlichkeit in den Formulierungen der „Resolu-
tion", die unterschiedliche Akzentuierung der Kompetenzen staatlicher Organe bzw. ge-
sellschaftlicher Organisationen, die unterschiedliche Prioritäten und evtl. zukünftige Kon-
flikte signalisieren, und die Beachtung der Tatsache, daß der Sowjetkongreß- mehr als ei-
nen Monat nach der Regierungserklärung- weitgehend denselben Absichts- und Forde-
rungskatalog präsentiert, kann z. B. in folgende Beurteilung der Effektivität und Glaubwür-
digkeit der Politik der Vertreter der Doppelherrschaft münden: der Eintritt sozialrevolutio-
närer und menschewistischer Politiker in die Provisorische Regierung hat nichts Entschei-
dendes bewirkt; in Wirklichkeit hat die Regierung alle Probleme vor sich hergeschoben. 
Möglicherweise sollen ihr verbaler Radikalismus und die Beschwörung revolutionärer 
Energien den schmalen Spielraum ihres Handelns verdecken. Gewisse Formulierungen in 
den Texten (v. a. in der Kriegsfrage) deuten sogar an, daß die Sozialisten gezwungen wa-
ren, mit den bürgerlich-„kapitalistischen" Koalitionspartnern bittere Kompromisse zu 
schließen. Der Zerfall der „Doppelherrschaft" hat sich beschleunigt, denn der bolschewisti-
schen Agitation wurde weiteres Material geliefert, mit dessen Hilfe sie sich als die einzige 
Alternative gegenüber der Koalition profilieren konnte. Eine Zuspitzung der Untersuchung 
auf die Frage nach den Auswirkungen dieser gescheiterten Politik auf das Ansehen gerade 
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der sozialistischen Politiker führt zur Beurteilung der im Juli durchgeführten Maßnahmen 
(Flucht in die sich schon in den Texten andeutende militärische Offensive, deren Scheitern 
zu einer weiteren Einengung des Handlungsspielraums der Regierung führt; Rücktritt der 
bürgerlichen Minister und Regierungsübernahme durch Kerenski und damit Ende der ei-
gentlichen Doppelherrschaft}. 

Als Fazit bietet sich ein Ansatz zu einem Sachurteil auf gehobener Ebene über die von Bür-
gerlich-Liberalen, Sozialrevolutionären und Menschewiki vertretene Politik der „demokra-
tischen Alternative" zur Politik der Bolschewiki an, deren Qualität danach zu bewerten ist, 
inwieweit die bis dahin in der Arbeit vorgetragenen Sachurteile berücksichtigt werden. 

2.5 Beschreibung der konkret angewandten Leistungsbeurteilungen, 
bezogen auf die Notenstufen 

Die Note „ausreichend" wurde für folgende Leistungen erteilt: 

- Gliederung der Arbeit in die Schritte der Textwiedergabe, der Einordnung der Quellen in 
den zeitgenössischen Hintergrund und der auf der Auswertung der Texte basierenden 
Charakterisierung des in ihnen vertretenen Programms; im einzelnen: 

von Mißverständnissen freie Wiedergabe der Texte: Einbeziehung der äußeren Daten; 
Erläuterung zentraler Begriffe bzw. Sachaspekte („Demokratisierung" von Armee, Fi-
nanzsystem, Verwaltung; „Arbeits- und Bodenfrage"; „Konterrevolution", „Verfassung-
gebende Versammlung"); 

knappe, von schweren Sachfehlern freie Einordnung der Texte in den zeitgenössischen 
Hintergrund der „Doppelherrschaft"; Benennung der in Lenins „Aprilthesen" formulier-
ten Hauptforderungen der bolschewistischen Gegenposition; 

knappe Charakterisierung der politischen Grundpositionen von Regierung und Sowjet-
kongreß. 

Die Note „mangelhaft" wurde erteilt, wenn 

- zwar die Gliederung der Arbeit in Wiedergabe, Einordnung und Charakterisierung an-
gestrebt wurde, diese Schritte aber miteinander vermischt wurden, so daß eine sinnvol-
le Abfolge aufeinander aufbauender Arbeitsschritte nicht zustande kam; 

- die Texte nur in enger Anlehnung an Aufbau und Wortwahl der Vorlagen wiedergegeben 
wurden; 

- die Darstellung des zeitgenössischen Hintergrundes zusammenhanglos, lückenhaft 
und nicht frei von groben Sachfehlern war; 

- zwar eine Charakterisierung des in den Texten vorgestellten Programms versucht wur-
de, aber wegen vorausgegangener inhaltlicher und methodischer Mängel und wegen 
erheblicher Defizite im Darstellungsvermögen des Schülers nicht mit einem hinreichen-
den Ergebnis abgeschlossen wurde. 

Die Note „befriedigend" wurde erteilt, wenn die Arbeit zusatzlich zu den für die Note „aus-
reichend" vorausgesetzten Leistungen 

- die Wiedergabe der Texte nach übergeordneten Gesichtspunkten gliederte und nähere 
Hinweise auf Verfasser, Zeitpunkt, Adressaten und Textsorte lieferte; 

- eine präzisere Zuordnung des Materials zur Phase der Koalitionsregierung leistete und 
auf die spezifische Situation der Vertreter der „revolutionären" Demokratie zwischen 
April und Juli 1917 hinwies; 
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- zu einer fundierten Charakterisierung des Programms der Träger der „Doppelherr-
schaft" und des ihnen noch verbliebenen Handlungsspielraums vordrang. 

Die Note „gut' wurde erteilt, wenn darüber hinaus 

- die einzelnen Abschnitte der Arbeit zu einem stringenten Argumentationszusammen-
hang verknüpft wurden; 

- mit den Hinweisen auf äußere Daten der Quellen eine Andeutung des Stellenwertes die-
ser Dokumente in der damaligen Situation verbunden wurde; 

- eine umfassende Einordnung der Materialien geleistet wurde, die die einzelnen Phasen 
der sog. Doppelherrschaft darstellte, politische Positionen durch Verweise auf signifi-
kante Dokumente konkretisierte und die Darstellung auf den Zeitraum des 1. Koalitions-
kabinetts der Provisorischen Regierung konzentrierte; 

- auf der Basis erarbeiteter Ergebnisse aus Textanalyse und -interpretation ein tragfähi-
ges Urteil über die Politik der „demokratischen Alternative" zum bolschewistischen Pro-
gramm formuliert wurde. 

Bei der Bewertung des Darstellungsvermögens der Schüler wurden im Sinne der Richtli-
nien berücksichtigt: „Klarheit und Eindeutigkeit der Aussage, Angemessenheit der Dar-
stellung, Übersichtlichkeit der Gliederung und die inhaltliche Ordnung" (Richtlinien Ge-
schichte, S.129). 

2.6 Notenspiegel 

2 3 4 

/ 4 9 6 

2.7 Ausgewählte Arbeiten 

Klausur A 

Die Deklaration des ersten Koalitionskabinetts der Proviso-
rischen Regierung über ihr Programm (Mai 1917) stellt eine 
Erklärung der Regierung über ihre Ziele dar, die die wich-

5 6 

I 

tigsten Fragen Rußlands betreffen./Die zukünftigen politi- T ~·(A4 au{.ffeda'fJ 
sehen Maßnahmen sollen von den hier verkundeten Zielen 
bestimmt sein. Diese an die Öffentlichkeit gerichtete Dekla-
ration hat also den Charakter eines bedeutenden offiziellen 
politischen Dokuments. Die Deklaration behandelt Fragdn 
der Außen-,fwirtschafls- , Finanz- und Verwaltungspolitik. ( :in-.,., 
Dabei tritt die Provisorische Regierung für einen allgemei-
nen Frieden ohne Annexionen und Kontributionen auf der 
Grundla e des Selbstbestimmungsrechtes der Völker ein. 
Sie möchte zwar die Demokratisierung der Armee ortfüh-
ren, betont aber, daß ihre militärische Stärke sowohl fur An-
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griff als auch Verteidigung gesteigert werden so 1. Die Ver-
sorgung der Bevölkerung soll durch staatliche Kontrolle 
und gegebenenfallsfstaatliche Organisierung der Produk- ( dtvrdt. 
tion gewährleistet werden. Demokratische Selbstverwal-
tungsorgane sollen von der Regierung gefördert werden. 

Die Frage der möglichen Umverteilung des Landesfuber-
laßt die Provisorische Regierung der Verfassunggebenden 
Versammlung. für deren rasche Einberufung sie eintritt. 

Die Demokratisierung des Finanzsystems/Will sie durch 
Steuermaßnahmen erreichen. 

Die vorliegende Deklaration ist die erste Verlautbarung der 
neuen Provisorischen Regierung, die am 5. Mai 1917 umge-
bildet wurde. Diese unterschied sich von der bisherigen da-
durch, daß nun auch Soz1alrevolut1onäre und Sozialdemo- - r~J 
kraten an der Regierung beteiligt waren, also auch Politiker, 
die sich mit den Zielen der Räte identifizierten, nicht unbe-
dingt mit denen der Duma, die, obgleich sie als parlamenta-
rische Einrichtung galt, durch den Zaren legitimiert war und 
durch ein hohes Zensuswahlrecht nicht das Volk repräsen-
tierte. Die erste Provisorische Regierung, die unmittelbar 
nach dem Sturz des Zaren (1. 3. 1917) nur aus Duma-Mit-
gliedern gebildet wurde, bestand zum überwiegenden Teil 
aus liberal-bürgerlichen und konservativen Ministern. Der 
einzige Sozialrevolutionär (Trudowik) war Justizminister 
Kerenski. In ihrer ersten Erklärung, die das Ergebnis von 
Verhandlungen mit dem Petrograder Sowjet war, zeigte 
sich diese Regierung jedoch zu weitgehenden Zugeständ-
nissen/bereit: Neben der Information über die Zusammen- ( ~@n~ 
Setzung der Provisorischen Regierung und der Zusiehe- <Ur~,,,,.,d,d6w,n,U,,.Jüue 

rung bürgerlicher Freiheite~forcjerte sie darin eine grund- Z. 
legende Demokratisierung in Armee, Kommunen und Ver- r~ ~; 
waltung und eine baldige Einberufung einer Konstituante. 

Die Regierungsumbildung im Mai und die erneute Festle-
gung der politischen Ziele und Maßnahmen, die nach-
drückliche Darstellung der Regierungsposition, hat nun fol-
gende Gründe: 

Die Petrograder Arbeiter sahen die Erwartungen, die sie in - (/~; 
die aus der Revolution hervorgegangene Regierung steck- .Al 
.!g.!. nicht erfüllt. Kriegsmudigkeit, Versorgungsschwierig- Jk 
keilen, Hunger-diese Umstände hatten die Revolution ins 
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Rollen gebracht; diese Probleme bestanden jedoch nun, 
nach der Revolution, weiter, und man vermißte einschnei-
dende, grundlegende Entscheidungen und Veränderun-
gen. Der Forderung nach sofortigem Friedensschluß ka-
men weder die Regierung noch die Sowjets nach. Aus dem 
„Appell an die Völker der ganzen Welt" des Petrograder So-
wjets spricht zwar der euphorische Pathos über den Sieg fi"' 
der Revolution, gleichzeitig wird jedoch die Fortführung des 
Krieges im Interesse der Revolution legitimiert. Wenn auch 
die Provisorische Regierung anders argumentierte - mit 
dem Schutz für die russische Wirtschaft vor einer totalen 
Kriegsniederlagef- so stimmten doch Sowjet und Regie- :fAt {r~
rung bei der Fortführung des Krieges überein. Ein weiterer .A ~; 
Grund für die Unzufriedenheit im Volk war das Verzögern 
der Landverteilung undföemokratisierung der Banken und 
Betriebe. Daraus ergaben sich Unruhen, Massenproteste, 
die durch die sehr weitgehenden, propagandistisch ver-
breiteten Forderungen der Bolschewisten geschürt wur-
den. Diese manifestierten sich in den von Lenin verfaßten 
April-Thesen, mit der er eine Neuorientierung der bolsche- .& 
wistischen Partei einleitete, indem er sie auf den Kampf ge-
gen die Provisorische Regierung einstellte und damit die r~ d6' ~

endgültige Trennung von den Menschewiki vollzog. Seme ~r<l 
radikalen Forderungen entsprachen den Wünschen der 
Massen: sofortige Beendigung des Krieges, der weiterhin 
den Charakter eines räuberischen, impenalistischen Krie-
ges trage, sowie Nationalisierung der Banken und Betriebe 
und deren Kontrolle durch die Sowjets. Er verlangte zwar 
nicht die Umverteilung des Bodens an die Bauern, sondern 4 <> 
auch hier Kontrolle durch die Räte, doch trat er dafür für die 
Legalisierung der bereits spontan geschehenen Enteig-
nun2 ein und gewann durch Rückhalt in der Masse. ~ '.lt 

Auf diese Weise förderten die Bolschewisten die Unzufrie-
denheit und waren wesentlich an den Apnlunruhen betei-
ligt. Die Arbeiter verlangten den Rücktritt des Außenmini- 4 <> 
sters Miljukow, der einen Separatfrieden ablehnte und den 
Krieg an der Seite der A_!i1erten weiterführen wollte. R. 

Hinzu kam die schwindende Disziplin der Armee. Der Be-
fehl Nr. 1 des Petrograder Sowjets vom 1. 3. 1917 ermächt1g- T 
~ die Petrograder Garnison, wichtige politische Entschei-
dungen in Form von Soldatenkommissionen zu fällen. Die .A 
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Befehlsgewalt der Offiziere war damit untergraben. Andere 
Einheiten folgten dem Beispiel mit der Konsequenz, daß 
die Armee nicht mehr zu kontrollieren war. Eine militärische 
Katastrophe befürchtend, die er nicht zu verantworten be-
reit war, trat Kriegsminister Gutschkow zurück; der Proviso-
rischen Regierung schien eine Kabinettsumbildung erfor-
derlich. 

Daß nun sozialistische Minister in die Regierung aufge-
nommen werden, scheint den Erwartungen der Petrogra-
der entgegenzukommenfAber es stellt sich doch die Frage, 
ob die Deklaration des Koalitionskabinetts den Erwartun-
gen der Massen genügte. Sie läßt nämlich keine Wende in 
der Politik erkennen. Auch die sozialistischen Minister tre-
ten für die Fortführung des Krieges ein. Die Art, wie sie ei-

Ur f~1 

nen zukunftigen Frieden beschreiben (Punkt 1: kein „Sepa- :f!f, r~ .Anodilu.{JJ 
ratfrieden"; „weder die Herrschaft über andere Völker noch 
die Wegnahme nationalen Erbes", „ohne Annexionen und 
Kontributionen auf der Grundlage des Selbstbestim-
mungsrechtes der Völker" ), dazu die Hinweise auf die „Ver-
stärkung ihrer Kampfkraft sowohl im Hinblick auf die Vertei-
digung, als auch auf den Angriff" verdeutlichen, daß der 
Krieg weitergeht. 

Alle einschneidenden Veränderungen in der Wirtschafts-
politik (Pkt 3-6) werden auf einen späteren Zeitpunkt ver- :f.IJf. 
tagt. Sie gibt sich zwar den Anschein, die „Demokratisie- ,"k 
rung" weiterzutreiben, aber alle Beteuerungen ihrer Tat-
kraft („unablässig und entschieden", „energisch", „mit aller 
nur möglichen Konsequenz und Schnelligkeit") verdecken 
nur ihre Hilflosigkeit (besonders stark in Punkt 5). 

Zu eben dieser Deklaration nimmt die Resolution über die 
Regierung, die am 21. Juni vom Allrussischen Sow1etkon-
greß angenommen wird, Stellung. 

; !J,e~ 

;Je..~ 
! dr""'J' 'ZU. 
1 ~vnda 

: 11+ 

Der erste Allrussische Sowjetkongreß besteht aus Ent-
sandten der russischen Sow1ets, ist die höchste Instanz des 
Rätesystem~nd seine Beschlüsse können als repräsen- Z 
tativ für die Politik der Räte bezeichnet werden. Auch dieser 
Text ist also ein verbindliches politisches Dokument.( 

:f/H [~ ~ dMn .An/,afl 
Je..~~= 

In der Resolution stellen sich die Räte vorbehaltlos hinter 
die Politik der Regierung, weisen jedoch nachdrücklich dar-

-~~ 
/Jvr-1 
fl<~J 
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auf hin, diese energischer zu verwirklichen. Eine beinahe 
wörtliche Übereinstimmung ergibt sich in den Forderungen 
nach einem allgemeinen Frieden, Demokratie und Star- J!l t~J 
kung der Armee, Förderung der lokalen Selbstverwaltung 
und Einberufi..ng der Verfassunggebenden Versammlung. 

In den Fragen der Demokratisierung der Wirtschaft (Ban-
ken, Betriebe, Landwirtschaft) wird in der Resolution die 1k 
wirtschaftliche Notsituation Rußlands betont und die gefor-
derten Maßnahmen in diesen Rahmen gestellt - wobei 
aber auch die Notwendigkeit hervorgehoben wird, daß die 
Maßnahmen „mit den Forderungen der organisierten Mas-
sen übereinstimmen" (Punkte und c).[ :f/lf. t~J 

ferner fordert der Allrussische Kongreß den systemati-
schen Kampf gegen die Konterrevolution - ein Aspekt, der 
in der Deklaration der Regierung vom 5. 5. '17 nicht enthal-
ten ist. 

Die Resolution wurde beim ersten Allrussischen Kongreß 
von den Sozialrevolutionaren und den Menschewiki vorge-
schlagen und angenommen, denn sie besaßen die über-
wiegende Mehrheit in diesem Kongreß: 285 Sozialrevolu-
tionären und 248 Menschewiki standen 105 Bolschewiki 
gegenuber 

Auffallend ist der drängende Grundton dieser Entschlie-
ßung („noch energischer und konsequenter durchzufuh-
ren ... ", „beharrlich für den raschesten Abschluß ... 

tUlvrd"' ~ ~-
1""""'· ""'~-rudu alt-
~ / 

kämpfen", „energischsten Maßnahmen ... ").TEr spiegelt r ~ 
zum einen die sich verschärfende wirtschaftliche Situation 
wider und weist auf die reale Gefahr der Konterrevolution 
hin. 

Zum anderen ist er auch charakteristisch für die Situation 
der Räte. Qie Sowjets stützen sich gerade auf die Wähler- J?. 
basis, die weitergehende wirtschaftlich-soziale Erwartun- ~' 

gen stellt. Andererseits stehen sie unter dem Druck der 
Kriegsnot, diEJ\Virtschaftsleben bestimmt und tiefgreifende 
Umwälzungen gegenwärtig nicht zuläßt. Dies zwingt sie. 
die eigenen Ziele - wie z. B. eine Umverteilung des Bo-
dens - zugunsten einer pragmatischeren Politik, die auch 
schon die erste „bürgerliche" Provisorische Regierung 
praktiziert hat, in die Zukunft zu verlegen. 
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Obgleich die Räte nicht die Regierungsverantwortung tra-
gen.@Q]stellen sie doch eine mindestens gleich starke polit1- r 1 

sehe Kraft wie die Regierung dar, weil sie bereits ihre Legiti-
mation durch die Wahl von den städtischen Volksklassen t~J 
erhalten haben - anders als die Regierung, die gebildet, 
nicht gewählt wurde. Zudem liegt in ihren Händen ein Groß-
teil der Macht zur Verwirklichung der Ziele der Regierung. 
Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, zu der Politik der Re-
gierung überhaupt Stellung zu nehmen, und des um so 
mehr, als diese nun von Sozialisten, also Gesinnungsge-
nossen mitbestimmt wird. 

Dabei stehen die Sowjets unter doppeltem Druck: dem der 
tatsächlichen Möglichkeiten zur Veränderung und unter 
dem ihrer eigenen Wahler. Dieser Konflikt wird in dem vor-
liegenden Dokument sehr deutlich [ .. schnellstens in der 
Arbeits- und Bodenfrage .. Maßnahmen durchzufuhren, 
die mit den Forderungen der organisierten Arbeitermassen 
übereinstimmen und die von den Lebensinteressen der 

:z 

vom Krieg unterhöhlten nationalen Wirtschaft diktiert sind ."( i!.!1t r (~ <iM' 
Au,,..w~J 

Setzt man allerdings Punkt 1 der Deklaration der Provisori-
sehen Regierung mit Punkt a der Resolution über die Re-
gierung in Beziehung, sieht man deutlich eine „Diskrepanz 
zwischen Anspruch und Vermögen"rder Räte. Der An-
spruch der Rate war, dem Willen der Masse gerecht zu wer-
den. Der Wille der Masse ~. wie diese in der Aprilkrise W 
deutlich dokumentierte, das sofortige Ende des Krieges. 
Die Räte sehen sich dazu nicht in der Lage und sprechen 
von einem möglichst raschen Abschluß des Krieges; sie un-
terstützen damit die Regierung bei dem Festhalten an ihrer 
momentanen Kriegspolitik. Man sieht deutlich die fort-
schreitende Distanzierung der die Doppelherrschaft tra-
genden Institutionen von dem Volkswillen. 

Eine Differenz zwischen der Provisorischen Regierung und 
den Räten wird in Punkt 2 deutlich, wenn die Regierung von 
einer Festigung der Demokratisierung der Armee spricht, r.li<du ~ Zdat! 
die Räte hingegen von einer weiteren Demokratisierung 
der Armee./ö1ese Differenz wird aber durcn die Forderung 1 ~.-nl/ 
nach einer Verstärkung der Kampfkraft der Arnee, m bei-
den Texten, wieder aufgehoben, was wieder ein Symptom 
für die oben erwähnte These ist. 
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Die wirtschaftlichen Aspekte stimmen in beiden Texten 
weitgehend überein; der zweite Text stellt eine Legitimie-
rung der Regierungspolitik dar, indem die Regierung auf-
gefordert wird, schnellstmögliche Abhilfe der Mißstände, :f.l1t 

wie z. B. der Versorgungsschwiengke1ten, zu schaffen. 
Wichtig ist, daß sich die Regierung in der Wirtschaftspolitik 
die aktive Rolle bei der Kontrolle über die Produktion, wie 
auch im Notfall die Organisation der Produktion, vorbehält 
und nicht den Räten überlassen will. 

Eine Gefahr, die nicht nur die Macht der Sowjets und das 

llu~M> 

~~Jn
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~~ 

.....a~ 
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Ziel einer demokratischen Räterepublik bedroht, sondern rlkM ~ W<U' ~ ,,,..c& 
auch die Revolution als solche, schlägt sich in der Resolu- ~ ; 
tion des Sowietkongresses nieder: die. Gefahr der Reak-
tion. Offensictitlich zeichnet sie sich bereits jetzt, 1m Juni 
1917, ab, knapp drei Monate später gelangt sie in dem :i'I rJJu;m.n 25 s 1 
Putsch des Generals Kornllov zum Ausbruch. 

Noch nicht ernsthaft ist zu diesem Zeitpunkt die Konkurrenz :i'I r11<jl :fd-.k.f~~J 
der Bolschewisten, wenn sie überhaupt erkennbar ist. Die 
Forderung aus den Aprilthesen: „Alle Macht den Raten!" 
scheint diesen den Rücken zu stärken und mit dem Ziel der 
Sozialrevolutionäre und Menschewiki, einem entwickelten r~ ~J 
Rätestaat, übereinzustimmen. Doch die Propaganda der 
Bolschewisten richtet sich scharf [legen die Regierung und 
erkennt die „Sachzwänge" nicht an. Von einem Kampf der :i'Ir~ c 1 

Bolschewisten gegen die von Sozialrevolutionären und 
Menschewiki besetzten Räte kann zu diesem Zeitpunkt 
(Juni 1917) noch keine Rede sein, doch das Schüren der 
Unzufriedenheit im Volk verstärkt noch den Druck auf die 
Räte. Dies erklart den Druck der Räte auf die Regierung, 
der sich in der!Äesolution äußert („ ... Kongreß ersucht die r ~ d6f" 

Regierung dringend, die von ihm angenommene Plattform 
noch energischer und konsequenter durchzuführen ... ") 
Sie stehen unter Zugzwang, und vorrangiges Ziel ist es nun, 
möglichst schnell die „Plattform", den Boden für zukünftige 
Veränderungen 3u schaffen (siehe Punkt g: .. Der Kongreß 2 
fordert besonders die baldige Einberufung der Allrussi- :f.l1t rlkM ~ J~ 
sehen Konstituante. ')Die Resolution zeigt die Sow1ets hier ~#~ ~ ; 
als Motor der Regierung. 

Für die Sowjets ergaben sich aus ihrem Verhalten schwer-
wiegende Folgen: Sie, die von den Arbeitern, ihren langjäh-
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rigen Anhangern, gewählt wurden und dadurch eine we-
sentliche Machtstellung besaßen, zeigten sich außerstan-
de, die drangenden Erwartungen zu erfüllen. Als Auffang-
becken der Unzufriedenheit standen die Bolschewisten be-
reit; ihr Sprachrohr war Lenin, der die Sowjets nach dem ge-
scheiterten, von Bolschewisten angefachten Aufstand\als 
Opportunisten bezeichnete. Tatsächlich arbeiteten die So-
wjets mit einer Regierung zusammen, in der einige Minister 
dem Besitzburgertum angehörten, für die die Vergesell-
schaftung von Betrieben oder Banken existenzbedrohend 
wäre und die durchaus kapitalistische Interessen vertraten. 
Eine Nationalisierung wäre mit diesen Ministern vielleicht 
nicht möglich gewesen. 

Doch 1m Kriegsjahr 1917 hätten derartige Umwälzungen 
wohl ohnehin den wirtschaftlichen Zusammenbruch be-
deute~auch für die Sowjets sind derartige Veränderungen 
unter den gegenwärtigen Umständen nicht diskutabel, ob-
wohl sie in der Resolution verbal die Interessen der Arbeiter 

Zt.I UJ t~ 
~{tMI 

fmit den vom Kriege diktierten Möglichkeiten in Einklang zu f :fclda4,,,. u. ~ 
bringen versuchen. 

Die Kritiker der Räte übersehen also meiner Meinung nach, r-. o 

daß den Räten durch die wirtschattliche Lage Rußlands oh- p. 
nehin viel z~wenig Spielraum fur Veränderungen blieb. :R 
Daß d ie geforderten Maßnahmen hinausgeschoben wur-
den erscheint mir als eine Folge der Sachzwänge, nicht als 
Opportunismus. Dabei stellt sich trotzdem die Frage, ob 
hier „aufgeschoben" nicht „aufgehoben" bedeutet, das 
heißt, ob sich durch die Billigung, ja Unterstützung der teil- :it/.ß 
weise kapitalistischen Regierung, der nicht schon während 
ihrer Regierungszeit durch Enteignung die Macrtbasis ent- r~ ~ 

zogen wird, diese~ 9ie endgültige Etablierung möglich ge- ~1 

macht wird. Doch in dieser Frage kann man sich zum einen /~ ®r ~
auf die wiederholte Zusicherung, schnellstmöglich eine ~{tMJ 
Konstltuante wählen zu lassen , berufen. Dieser soll auch 
die Entscheidung über den kapitalistischen oder sozialisti- .ß r{är ~1 
sehen Staat vorbehalten bleiben. 

Die Regierung maßt sich diese Entscheidung zu keinem 
Zeitpunkt selbst an. Außerdem besäßen im Falle einer Kon-
frontation die Räte den stärkeren Ruckhalt im Volk, also ei-
nen sehr wichtigen Machtfaktor So umstritten die Frage der 
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Zusammenarbeit zwischen Räten und Regierung für kriti-
sche Sozialisten sein mochte - dem Hauptkntiker, Lenin, 
ging es nicht in erster Linie darum. Seine Forderung „Alle 
Macht den Räten!" bedeutete 1a nicht, die Macht der ge-
wählten Räte zu steigern, sondern, daß die Bolschewisti-
sche Partei uber die Räte selbst an die Macht gelangt und At 
die Revolution ihrer zweiten Etappe, der sozialistisch-bol-
schewistischen Revolution zuführt. Die Tatsache, daß er Z .A! 
dabei in seiner Propaganda nur sehr bedingt auf die tat-
sächlichen Möglichkeiten einer für Sozialisten sicher llt~Ue.&umdud

glaubwürdigeren Politik einging, zeigt, daß es nicht die Räte tult.J 
waren, die im Mittelpunkt seines Interesses standen. : J?MJ~au{tk 
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Klausur B 

Die Deklaration des ersten Koalitionskabinetts der Proviso-
rischen Regierung vom 5. (19.) Mai 1917, eine offizielle 
Grundsatzerklärung der Regierung über ihr Programm, er-
öffnet ihre Pläne zur zukünftigen russischen Politik Die Re- ~ lujl Ja,,. ~ 

solution über die Regierung, vorgeschlagen von den So-
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z1alrevolutionären und Menschewiki und am 21. Juni (4. Ju-
li} vom Kongreß der Sowjets angenommen, ein offizielles 
parteipolitisches Dokument, bestätigt den Kurs der Regie- :t'I 
rung, sie wird lediglich zu einer verstärkten, konsequente- Zr 1 

ren Öurchführung ihrer Politik aufgerufen. 

Beide Erklärungen stimmen in ihren grundsätzlichen For-
derungen und Planen überein. Sie machen Aussagen über 
die zukunft1ge Außen-, Wirtschafts- und Innenpolitik. 

Es wird ein allgemeiner Friede ohne Annexionen und Kon-
tributionen erstrebt, die Demokratisierung der Partei soll rUJolil ~ p .~ ·1 
gefestigtfihre Kampfkraft verstärkt werden. Sofortige Maß- :fJ1t 1 

nahmen gegen den wirtschaftlichen Zusammenbruch sind 
geplant, die in der Deklaration der Regierung näher erläu-
tert werden: das Finanzwesen soll demokratisch aufgebaut 
werden(wirtschaftliche Bereiche sollen kontrolliert, die Pro-
duktion notfalls von der Regierung organisiert werden, 
Maßnahmen zum Schutz der ArbeiilWerden angestrebt-;;:. 
wie eine baldige Lösung der Agrarfragefwobei die Proviso-
rische Regierung hier auf die zukünftige Konstituierende 
Versammlung verweist. 

In innenpolitischer Hinsicht soll das System der demokrati-
schen Selbstverwaltung ausgebaut werden. Es wird die 

1 :a 

1 
1 1).u~ 

: ~:&-

' ~fdilt 1 

baldigste Einberufung der Konstituierenden Versammlung r.&lu~ZdaJ1 
angestrebt. Die Resolution fordert ausdrücklich den konse-
quenten Kampf gegen die Konterrevolutionr 

Diese beiden Erklärungen wurden in der schwierigsten 
Phase der russischen Geschichte, im Revolutionsjahr 1917, 

veröffentlicht. 

Nachdem der Zar durch die Februarrevolution gestürzt 
[worden wa] das autokratische System beseitigt worden 
war, galt es, ein neues System zu etablieren. Es wurde An-
fang März eine aus bürgerlichen Ministern bestehende Pro-
visorische Regierung gebildet, sowie die Sowjets, Räte aus 
gewählten Arbeiter- und Soldatenabgeordneten beste-
hend, die die wirkliche Macht hatten. In diesen Räten hatten 
die Menschewisten und Sozialrevolutionäre die Mehrheit, 
die Bolschewisten bildeten eine verschwindende Minder-
heit Es entstand also ein System der Doppelherrschaft. Die 

" (J 
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Räteparteien, die~ für den sofortigen Frieden und für 1 
soziale Reformen eingetreten waren, sahen sich mit der rJnudl ~ =~1 
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Zeit gezwungen, in den Kernfragen der russischen Politik 
bez. des Krieges, der Agrar- und Wirtschaftsfrag:_gegen 
ihre Richtlinien zu handeln, um einen Zusammenbruch der 
russischen Wirtschaft zu verhindern und die Ergebnisse 
der Februarrevolution zu verteidigen. So traten s1elfür eine 
Weiterführung des Krieges ein, und verwiesen in den Wirt-
schaftsfragen auf die Konstit~erende VersammlungFD1e 
Bevölkerung wurde immer unzufriedener mit der Politik der 
Räteparteien. Es kam zur Aprilkrise, in der in Demonstratio-
nen der Arbeiter klare Manifestationen gegen die Politik der 
Regierung zum Ausdruck kamen. Der Unmut der Bevölke-
rung wurde von den Bolschewisten unterstützt bzw. geför-
dert, die den reformerischen Wegläblehnten und den For-
derungen der Massen entgegenkamen. Lenin forderte in 
seinen „Aprilthesen" VO.Q. 4. April klar die sofortige Beendi-
gung des Krieges, die sofortige Enteignung der Grundbe-
sitzer und Nationalisierung des Bodens, worunter v1e1eraie 
Aufteilung dessen verstanden, sowie die Kontrolle über die 
Industrie und die Nationalisierung und Kontrolle der Ban-
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ken. Dies waren auch die Forderungen der Bevölkerung; 2-a~.a.!1 

die Bolschewisten drohten an Einfluß zu gewinnen. Die 
Aprilkrise wurde schließlich zur Kabinettskrise. Uber die 
Frage nach dem Autonomieanspruch der Ukraine kam es 
zum Zusammenbruch der Regierung, die bürgerlichen Mi- f.I rU!-W<Jb". ~ u 
nister dankten ab. Am 5. Mai wurde eine Koalitionsregie- ll r~; ~; 
rung zwischen der „burgerlichen Demokratie" und der re-
volutionären Demokratie" gebildet, in der wichtige Ressorts 
von sozialistischen Ministern besetzt wurden.llVon dieser 
Koalitionsregierung wurdelfiun] die vorliegende Deklaration 
veröffentlicht, in der sie zu den Kernfragen der Zeit Stellung 
nimmt. Die Lage der sozialistischen Minister hat sich aber 
nicht geändert, sie befinden sich in der gleiche~uvor be-O Z 
schriebenen Zwangslage der Räteparteien. Mit dieser De-
klaration versuchen sie, ihre bisherige Politik zu verteidige~ Z 
und machen neue Versprechungen, die sie bisher nicht hal-
ten konnten. Die Regierung „lehnt ... jeden Gedanken f'• -

l <l.u.tn~ 
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nes Separatfnedens ab; sie strebt . .. nach einem Frieden O ll r~ du. ßul.AJM-

ohne Annexionen und Kontributionen auf der Grundlage /ia/I,,,/ 

des Selbstbestimmungsrechtes der Völkerf' Die Regierung f ~ 
verteidigt ihren Friedenswillen, sie versucht, den revolutio- .A 
nären Pazifismus der kriegsmüden Massen von der eige-
nen Regierung gegen die Regierungen der anderen Völker .lt 
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zu kanalisieren. Sie verweist wie zuvor in der die Massen 
bewegenden Agrarfrage auf die „sobald als möglich .. . 
einzuberufende" Konstituierende Versammlung. Sie ver-
spricht „die planmäßige staatliche und gesellschaftliche 
Kontrolle uber die Produktion . . . und im Notfall die Organi-
sierung der Produktion: ·fHier geht sie auf Forderungen der 
Massen ein. die auch in Lenins „Aprilthesen" deutlich wur-
den. Es stellt sich aber die Frage nach der Verwirklichung 
dessen. wogegen sich die Unternehmer bisher erfolgreich 
durchfZ' B. Androhung der Aussperrung der Arbeiter zur :ii 
Wehr gesetzt hatten. Die Regierung verspricht die „Demo- Z 

,~ kratisierung der Armee" zu festigen, obwohl durch den bis-
herigen durch den Befehl Nr. t des Petrograder Sowjets 
veranlaßten Demokratisierungsprozeß ein Chaos in der Ar-
mee entstanden war. Die Regierung machte Versprechun- UJ 
gen, um die Massen zu beruhigen: die sozialistischen Mini-
ster waren in ihrer politischen Bewegungsfreiheit jedoch so ll t~~ = ~· 
eingeschränkt, daß sie sie nicht halten konnten. Ihre Pblitik <;J.t ,,uc/u au{ ~ 
stellt keine brauchbare Alternative zu der Politik der bürger- u-nl 

liehen Minister dar, nur waren sie jetzt als direkte Beteiligte 
für ihre Politik verantwortlich. Wachsende Unzufriedenheit 
in der Bevölkerung war die Folge.llDie Resolution über die II~ 
Regierung hat in dieser Entwicklung wieder eine Vertei- ll t~ ~ 
dungsfunktion. Zur Niederhaltung des Protestes, zur Beru-lt du.~~ 
h1gung der Massen wird gesagt, „daß die Richtung dieser ~ ~J 
Politik mit den Interessen der Revolution übereinstimmt.·'( 4 o 1~1 
Es soll unterstrichen werden, daß die Politik der Sozialisten 
nicht in eine bürgerliche Politik umgeschlagen ist, sondern 
daß sie ihren revolutionären Charakter behalten hat, immer ~ ru.-nd.1 

noch im Sinne der Revolution wirkt. „Der Kongreß ersucht 
die Provisorische Regierung dringend, die von ihm ange-
nommene Plattform noch energischer und konsequenter 
durchzuführen.'fDurch die Resolution versuchen die So-
zialrevolutionäre und Menschewiki, die Regierung quasi zu .A 
bedrängen. Sie ist in ihrem Wortlaut radikaler „beharrlich", ~ r T ~ ~fil 
„ rasch und radikal", „schnellstens", „unter direkter Teilnah-
me der arbeitenden Massen . .. ",/üm ihr sozialistisches ( 4 o 
Ansehen zu wahren. ihren revolutionaren Einsatz für die ar-
beitende Bevölkerung zu bestätigen. Daraus resultiert 
auch die Forderung: „den Kampf mit der Konterrevolution 
aufzunehmen", zur dauernden Verteidigung der revolutio-~ IZ<' ~ 

nären Interessen. 
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In der Folge zeigte sich~anrj daß diese Versprechungen t-1 

nicht gehalten wurden, daß keine entscheidenden Maß-
nahmen in wirtschaftlicher Hinsicht durchgesetzt wurden. 

Die Wahlen zur Konstituierenden Versammlung wurden 
ständig verschoben;fpezüglich des Kriege~wurdffm Juli 
die Kerenski-Offensive durchgeführt, die mit einer völligen 
Niederlage endete. Die Demokratisierung der Armee wur-
de nicht gefestigt, sondern teilweiseJiviedenzurückgenom-
men: am 12. 7. wurde wieder die Todesstrafe in der Armee 
eingeführt. Die Regierung verlor immer mehr an Kratt, was 
sich an ihren dauernden Umbildungen zeigte, wobei Ke-
renski die eiflzige Konstante blieb. Schließlich hatte sie am 
2. 7. einen Putsch der Bolschewiki und Ende August einen 
Putsch voo rechts zu bestehen. Mit dem Kräfteverfall der 
Regierung ging das wachsende Ansehen der Bolschewiki 
einher bis zu ihrer Machtergreifung in der Oktoberrevolu-
tion. 

Die beiden Erklärungen der gemäßigten Sozialisten stell-
ten keinen Wendepunkt,kiar. Es blieb bei der Fortführung 
der bisherigen Vorgehensweise.~ eine radikal-revolu-
tionäre Hülle gewickelt. „staatliche und gesellschaftliche 
Kontrolle ... ", „die mit den Forderungen der organisierten 
Arbeitermassen ubereinstimmen ... ··.{Man beruft sich im-
mer wieder auf die Forderungen der Arbeiter, man maßt 
sich regelrecht an, ihnen entsprechend zu handeln. Um ihr 
revolutionäres Image zu wahren, machen die Sozialisten 
Aussagen, die srch in der Realität nicht bewahrheiten. In 
tollen Worten wird versprochen, was in der Situation nicht 
zu verwirklichen war. In radikal-revolutionärem Stil wird 
Aussichtsloses formuliert. Es wird Verbalradikalismus ~
trieben zur Tauschung der wahren Sachverhalte, zur Täu-
schung der eigenen Anhängerschaft. 
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Klausur C 

Der Text Nr.1 ist eine Deklaration des ersten Koalitionskabi- U r:ß!cfk ~du.. 'Ii-
netts der Provisorischen Regierung uber ihr Programm vom td... ~ ~ 'ZWI' 

5. Mai 1917. In der Kriegsfrage wünscht sich die _erovisori- .ß lt rww 1 ~J 

sehe Regierung einen Frieden ohne Annexionen und Kon-
tributionen, lehnt aber zugleich einen einseitigen Frieden .ß r~ ~J 

ab. Die p1s jetzt fortgeschrittene Demokratisierung der Ar-
mee!Soll beibehalten werden, aber zugleich soll die Armee r ~ 

ftür den KriegJ noch verstärkt kampffähig sein. In der wirt- f-J .ß 

schaftlichen Frage soll dem&,i1rtschaftlicherjJChaos ein En- r-1 
de gemacht werden, indem die provisorische~ Regierung „ o + Il 
die Verteilung und den Transport der Güter organisiert und .Al 
überwacht, notfalls sogar die Gesamtproduktion organi- .Al 
siert. In der Bodenfrage soll die .!5_onstituierende Versamm- .Al lt 
lung darüber entscheiden , ob das Land an die Arbeiter ver-
teilt wird oder nicht. Die prov. Regierung will aber jetzt dafür :Bda ~ ~' 
sorgen, daß die landwirtschaftliche Produktion erhöht wird. 
Um auch das Finanzwesen zu demokratisieren, sollen die :U, 

wohlhabenden Klassen Steuern zahlen. Die Organe der Ur'Ivda~~J 
SelbstverwaltunglSollen im demokratischen Sinne wieder- r ~ 
aufgebaut und ~ucti} gefestigt werden. Der letzte Punkt f-1 

beinhaltet, daß die prov. Regierung alles tun wird, daß so- .ß :U, <> o 
bald wie möglich die konstitutionierende Versammlung zu- fI r~J/lt f4 o 1 

sammentritt. 

In der Resolution über die Regierung, vorgeschlagen von 
den Sozialrevolutionären und Menschewiki und am 21. Juni U lt> o J 

vom Kongreß der Sowjets angenommen, wird die Zustim-
mung zu der Politik der prov. Regierung bekundet. Der~I- „ o r 1 lt 
russische Kongreß bittet die prov. Regierungj_hre Politik „ o Z 
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noch energischer zu forcieren. Im weiteren werden die we-
sentlichen Punkte noch einmal aufgeführt, allerdings ist der 
Wortlaut (Punkt a, b, c, e, g) verändert und noch der Punkt d 
dazugekommen, der sich auf den Kampf gegen die Konter-
revolution/bezieht. Der ~!russische Kongreß ist für die wei-
tere Demokratisierung der Armee und die Einbeziehung 
der arbeitenden Massen in der Wirtschaft und dem Finanz-
wesen. 

Die beiden Texte sind Programme, die Richtlinien für die~
zige Politik bestimmen. Sie gehen beide auf die dringe~ten 
Fragen, nämlich Krieg/Frieden, Bodenfrage und Wirtschaft 
ein. 

2) Die Programme sind von den Hauptträgern der Febru-
arrevolution. Zum einen kann man die Zusammenarbeit der 
Sowjets mit der prov. Regierung erkennen, aber auch die 
Verschiedenheit zwischen ihnen. Während die prov. Regie-
rung ausdrücklich gegen einen Separatfriede~aber für 
einen allgemeinen Friedent spricht sich der ~llrussische 
Sowjetkongreß nicht ausdrücklich gegen einen Separat-
frieden aus. Beide sind für die Stärkung der Armee, aberdie 
prov. Regierung will es bei der jetzigen Demokratisierung 
der Armee belassen, während die weitere Demokratisie-
rung vom Allrussischen Kongreß und den Sowjets gefordert 
wurde. Dies stand auch im Befehl Nr. 1 der Petrograder So-
wjets. Allerdings inde ich, dafilsich hierd; Diskrepanz zwi-
schen den ldealenfünd der Wirklichkeit eigt. denn die 
Qeutschen Armeen waren im Vormarsch auf PetrogradJ:!nd 
der Befehl Nr 1 löste im März das Chaos unter den Soldaten 
aus, s~aß die russische Armee geschwächt wurde. Einer-
seits will man damit der Forderung der russischen Soldaten 

(nachkommen, zum andern aber auch den Krieg fortführen. 
Gerade im Juni war die Kerenski-Offensive, die dann zer-
schlagen wurde. Die prov Regierung und die Sowiets stan-
den im Zwiespalt zwischen den Entenlernächten, die sie 
zur Fortführung des Krieges zwangen und den eigenen 
Soldaten, die des Krieges müde waren. Die Bodenfrage 
stellte ein großes Problem d~ da~ so recht weder die prov. 
Regierung noch der ~!russische Kongreß zu lösen wußte. 
Die _Erovisorische Regierung möchte die Frage nach der 
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nicht so klar aus. Sie sagen nur, daß solche Maßnahmen er- Jk 
forderlich sind, die mit den Wünschen der Arbeitermassen 
übereinstimmen. Hier zeigt sich wieder der Wunsch, allel' A :i!I 

~ ~-

a 11 e n recht zu machen. Zum einen möchten sie gerne den „ <> 
Arbeitern das Land geben. Zum andern aber hätte das zur «jl 'kz-t 
Folge. daß die Front zusammenbricht, da alle Soldaten ger-
ne ihren Anteil sichern wollerf Die Zusammenbrechung der r ~ A 
Front könnte auch einen Sieg der Deutschen bedeuten, so:. „ <> 
daß die einmal gewonnene Demokratie zunichte gehen A 
könnte.~ hätte sogar noch einen Nachteil, nämlich.:. daß .A rJ!wza<; pn, ~' Z 
die wilde Aufteilung auch eine Lahrhlegung der Produktion 
zur Folge hätte und damit das Land noch mehr hungern A f~J 
mußte. 

Auch die Wirtschaft und die Finanz stecken in einer Krise. .A A 
Die prov. Reg1eru.ng möchte die Krise so lösen, daß sie die <> q 

Unternehmen schützt (Punkt 3~ber sie zugleich besteuert Z 
A 
z 
Ufo cl 1 r 1 

Jt 

1 ;: f~.d/urll ]?, 

f-J 11 
II r.M.atzJ 

(Punkt 6). Das ist für die Arbeiter zu wenig, die gerne die 
Produktion in die Hand genommen hatten. oder zumindest 
eine Teilnahme gefordert haben (Punkte~]. Auf der ande-
ren Seite fühlen sich die Unternehmer durch eine Besteu-
erung bedroht. Dies könnte eine Konterrevolution von ~ei
len der Rechten zufolge haben. Oie Anzeichen dafür waren 
schon da, denn sonst müßte man keinen Kampf gegen sie 
aufnehmen (Punkt d/fil Hier ist auch ein Hinweis auf den 
spateren Kornilov-Putsch zu sehenJ1Die Einrichtung und 
Wiederaufbautätigkeiten der Selbstverwaltung wurde an-
gestrebt. Oie Selbstverwaltungen haben wohl schon vor 
1905 die Aufgabe, die innerstädtischen Fragen wie Ausle-
gung des Geldetats für bestimmte Einrichtungen oder 
Schlichtung eines Nachbarstreits zu lösen. Diesesmal 
könnten die Selbstverwaltungen es sein, die für die Reor-
ganisation in den Stadten sorgen würden und somit ~ 
Unterstützung der Regierung ~ Diese beiden Pro-
gramme sind gekennzeichnet durch Sofortentschlüsse und 
Anpassung an die jeweilige Situation. Dies kann man an 
Punkt 2i1D;ehen, wo die prov. Regierung die eingetretenen 
Zustande nur noch legalisiert. f 
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Lenin hatte seine Aprilthesen (April 1917) verkündet, indem 
auch er auf die wichtigsten Fragen Stellung nahm. Er~ 
auch fur einen Frieden ohne Annexionen und Kontributio-
nen, aber zugleich auch für die sofortige Beendigung des 
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Krieges. Hier kam er den Wunsch der kriegsmüden Solda-
ten nach. In der Bodenfrage forderte er/Nationalisierung( 
daß aber wohl von den meisten als Aufteilung mißverstan-
den wurde. Er versprach auch den Ukrainer und Polen 
~~ständigkeit. Er kritisierte massiv die@1:Jprov. Regie-
rung und war für eine Abschaffung derselben. Der Doppel-
herrschaft ein Ende, alle Macht den Räten. All diese Losun- :J!1, 

[-) " <> 

gen entsprachen den Wünschen der Arbeiter, daher kam 
die Gefahr des Umsturzes für die prov. Regierung auf. Um-
bildun~er Ministerpositionen waren zur Folge. Mit der 
Kerenski-Offensive woll~die prov. Regierung und die So-
wjets wieder ihre Autorität bekunden. 

3)fÖie prov. Regierung versucht in Punkt 1 ihre eigene Po-
sition zu stützen, indem sie von „Übereinstimmung mit allen 
Völkern" redet. Dies konnte ein Schwächepunkt sein, wenn 
sie die eigene Meinung gegen den Separatfrieden durch 
die Ententemachte stützt. Die Ententemächte werden vor-
geschoben_und die prov. Regierung versteckt sich etwas 
dahinter. Hier stellt sich also die Frage nach der Autontat 
der prov. Regierung und der Sowjets.:... Inwieweit sind sie 
noch in der Lage, die Massen zu führen und eine&ielleichil 
drohende Anarchie zu verhinder!!.:_ Ihre Diskrepanz zwi-
schen den idealen und der Wirklichkeit ist sicherlich ungün-
stig für sie. Es ist also keine einheitliche Linie ihrer Politik zu 
erkennen, sodaß klar gesagt wird, was zuerst getan wird. 
Die prov. Regierung und die Sowjets wollen@uchJalle Pro-
bleme wie Krieg, Bodenfrage, Wirtschaft, Armee usw. auf 
einmal lösen. Da sie noch keine Erfahrung im Regieren 
oder in einer p!![amentarischen Sitzung vorher hatten, ist es 
für sie sehr schwierig alles auf einmal lösen zu wollen. Man 
könnte sagen, daß emegenaue Reihenfolgellehlilund da-
mit auch eine klare Linie der Politik fehlt, sodaß sie für die 
Massen erkennbar gewesen wäre. 

Ein anderer Punkt ist der in Punkt(Üd angesprochene 
Kampf gegen die Konterrevolution. Sicherlich taten sie gut 
daran, die „Reaktionäre!!_'.' im Auge zu behalten, allerdings 
wurde die Gefahr der einseitigen Ausrichtung gegen diese 
gegeben. Die ~efahr wurde deshalb verkannt, weil Lenin 
und die Bolschewisten noch nicht die Mehrheit in dem all-
russischen Kongreß hatlli: 

48 

:f/I{.{~/ 

" <> ..11 : :f/lf. t:Z...-
..11 t~I fjr : 1<Unmut· 

Jk 40 i~ 
: ~1 

:f/lf.t f~ 
UMIM-~I 

.11 
+/..11/~J 

..11 
2 " <> ..11 

4 <> Zrl 
-J 

2 ..11 
..11 

4<>+f}r 
4 <> l-J 
..11'4ol 
..11 
..11 R ..111.f.I 
2 ..11 
.f.Ir-1 : UJ 

:f/lf. {~ uMta,r.; {-/ 

& 
fjr 

..11/:f!At. '~"""" 
uuMc/i~; R 
:f!At. r~w-t " <> 
<tUCk~k/o.J .& 
~ 41nlklk 



Die prov. Regierung und die Sowjets hatten noch die Mehr-
heit im Volke, weil die Arbeiter doch noch hofften, daß die 
Krisenzeit bald enden wird, aber der bevorstehende Verlust 
des Krieges und die schlechte Versorgungslage waren 
Punkte, die die Gesamtbevölkerung Rußlands betrafen 
und ihnen somit auch die nahesten und vordringlichsten 
Probleme waren. In diesem Zustand waren sie anfällig für 
Propaganda. Sie waren für die, die ihnen auch Friede, Brot 
und Freiheit versprachen. 
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Klausur D 

Der erste Text gibt eine Deklaration des ersten Koalitions-
kabinetts der Provisorischen Regierung über ihr f7igeneSJ 
Programm wieder. Die Deklaration stammt vo~ 5. (19.) Mai 
1917. In ihr nimmt die Provisorische Regierung Stellung zu 
den Punkten Außenpolitik, Armee, Wirtschaft, Schutz der 
Arbeit, Land bzw. Maßnahmen iur Ertragreicherung des 
Landes, Finanzsystem sowie zu demokratischen Organen. 
In der Außenpolitik strebt die Prov~sorische Regierung für 
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einen schnellstmöglichen Friedensschluß, einen Frieden 
ohne Annexionen und Kontributionen. Dieser Frieden soll 
auf der Grundlage des Selbstbestimmungsrechts der Völ-
ker basieren. In diesem Punkt ist eine deutliche überein- 111.A 
stimmung mit den Aprilthesen Lenins zu erkennen. Lenin :f'I 
sprach sich in seinen Thesen auch für eine schnellstmögli- :f,.?f. 

·:k~ 
1 

:<k~
; !~ ma <W- &..-

ehe Beendigung des Krieges aus. /~ :~ 

Was die Armee angeht, spricht sich die Provosorische Re-
gierung fur eine Demokratisierung/dieser aus~ was die Stär-
kung 1n Bezug auf die Verteidigungskraft haben soll. Die 
Demokr;isierung ist eine! der wichtigsten PunkteGer Pro-
VQ_sorischen Regierung, was sich auch im „Befehl Nr.1 des 
Petrograder Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputier-
ten" wl!:dersp1egelt. Jedoch betraf die Demokratisierung 
der Armee lediglich die Einheiten in Petrograd, wobei in der 
Deklaration des ersten Koalitionkabinetts dies ohne Ein-
schränkung gilt. Im wirtschaftlichen Aspekt decken sich die 
Beschlüsse mit den Punkten in Lenins Aprilthesen: Kontrol-
le über die gesamte industrielle Produktion und nur ein Ein-
greifen in die Produktion bei notwendigen Gegebenheiten. 
Maßnahmen zum Schutze der Arbe11M'erden Jedoch in den 
Aprilthesen und in anderen !!olschew1stischen Program-
men/nicht erwähnt. 

Während in der Land-Frage die Bolschewisten tatkräftig 
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eingreifen wollten, d. h. die Enteignung der Großgrundbe- .A :!& 
sitzer (und Neuverteilung deren Ländereien),(so] spricht :f'I ~ 

sich die Provisorische Regierung nur für vorbereitende 
Maßnahmen zur besseren Ausnutzung des Bodens aus. 
D1efFrage des Übergangs des Landes in die Hände der 
Werktatigen behält sich die Regierung vor 

Was die Aufforstung des Finanzwesens betrifft, so will sich 
die Regierung bemuhen_dieses auf eine demokratische 
Grundlage zu bringen, und sie wird nach einer direkten Be-
steuerungsmöglichkeit der besitzenden Klassen Ausschau 
halten. Wenn man dies mit den Aprilthesen Lenins ver-
gleicht, so sieht man, daß dieser Punkt keineswegs mit dem 
der Aprilthesen Leninsfmd der Bolschewiste~überein
stimmt. Lenin sprach sich für einen Zusammenschluß aller 
Banken zu einer Nationalbank aus, und von besondren Be-
steuerungen war keine Rede. 
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Weiterhin will die Provisorische Regierung schnellst mog- ;?, 

lieh Organe demokratischer Selbstverwaltung/äufStellen .iJ ( ~ 
bzw. wiederherstellen und festigen, was ganzbind gailvon r-1 
den Vorstellungen der Bolschewisten abweicht. Bei den :fI "f}<-
Bolschewisten sollte alles von der Partei ausgehen,~ lt 
sagen „Diktatur der Partei" und keine Demokratisierung;r:- .iJ 
gendwelcher abgeschafften Selbstverwaltungen. (Trotz-
dem soll es Wahlen geben, nur mit von der Partei bestimm-
ten Kandidaten.) 

Der zweite Text gibt eine Resolution über die Prov~sorische :fAf. r-w;t Jkn 'UM".~ ·1 

Regierung vom 21. ( 4. 7.) Juni 1917 wieder, in der der Allrus- ~~ 
s1sche Kongreß sein Vertrau~Provisorischen Regie- :u 
rung ausspricht und damit der Deklaration vom 5. (19.) Mai 
zustimmt Jedoch tritt der Allruss1sche Kongreß fur beson- .iJ ~ ~ wn· 
dere Bemühungen in den Punkten eines Friedensschlu~es ~J lt 
ohne Annexionen, für die Bekämpfung des Zusammenbru-
ches des Finanzwesens, der Wirtschaft und der Nahrungs-
mittelversorgung ein, für die weitere Demokratisierung der 
Armee, für die Aufnehmung des Kampfes mit der Konterre-
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fll~~Jle-

volution_für die Starkung der revolutionären Demokratie Z 
durch die Erweiterung der Lokalverwaltung auf demokrati-
scher Grundlage ein.!. und für die Einführung von Selbstver-
waltungen überall dort, wo diese noch nicht eingeführt wor-
den ist. Diese Punkte ihres Programms sind liberaler Natur. J.k ~.Lu ~.#IWYUJI 

zusammenfassend stellt die Deklaration des e;sten Koali- .iJ 
tionskabinetts der Provisorischen Regierung zusammen 
mit der Resolution über die Regierung einige Widerspruche 1l 
in bezug auf Lenins Aprilthesen dar, wie z. B. die Sanierung 
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ff, 
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' : UJ/ff, 
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des Finanzwesens durch Demokratisierung dessen und!!!. 
bezug auf die Errichtung von demokratischen Selbstver-
waltungen, welche krasse Gegensätze zu Lenins Thesen 
darstellen, Übereinstimmungen stellen die Punkte 1 und 8 
dar: schnellstmögliche Friedensschließung ohne Annexio-
nen und Kontributionen und Kontrolle 1n allen wirtschaftli-
chen Bereichen sowie im Notfall auch Organisieren von 
Wirtschaftszweigen. Was die Landfrage angeht hat die Pro-
v1sonsche Regierung noch keine konkreten Maßnahmen 
anzubieten, hingegen die Bolschewiki schon eine klare Li-
~: die Enteignung von Großgrundbesitzern. Ein weiterer 
krasser Widerspruch die die Demokratisierung der Armee, 
die von der Provisorischen Regierung als unbedingt not-

1l <<> o J/Z 1 ff, 

51 



wendig angesehen wird, damit die Verteidigungsbereit-
schaft und Kampfkraft der Armee gestärkt wird. Lenin 
spricht 1n seinen Aprilthesen von einer Auflösung der Ar- :l!It~~' 

mee und keine weitere Stärkung dieser durch Demokrati- ~ 

sierung. 

Außerdem stellen die Punkte 1 und 2 in der Deklaration des 
ersten Koalitionskabinetts einen Widerspruch in sichfelbeil 
dar. Auf der einen Seite wird in Punkt 1 davon gesprochen, 
daß die Regierung einen Fried~ schnell wie möglich 
herbeischaffen will, einen Frieden ohne Annexion und Kon-
tribution, und auf der anderen Seite wird in Punkt 2 d~ 
gesprochen, daß die Armee demokratisiert werden muß, 
„die Organisierung und Verstärkung ihrer Kampfkraft so-
wohl im Hinblick auf die Verteidigung, als auch auf den An-
griff ... ". Hier stellt sich die Frage_wozu man, wenn man ei-

:l!It-1 

:/!t 
.A 
lU 

:fJt 

z 
nen Frieden herbeischaffen will, eine Armee auf Angriff hin 
verstärken will, ein Verteidigungsheer würde völlig ausrei-
chen~(Zumal die Armee zum größten Teil aus kampfmüden Z .A 

.A (4 o) 

Soldaten besteht und eine Gegenoffensive, wie es die Juni/ 
Juli-Kerenski-Offensive zeigte, zum Scheitern vorpro- .A 
grammiert ist, da das deutsche Heer zu stark gegenuber .A 
dem russischen Heer ist. )f:ine Zustimmung der Bolschewi- .A 
sten zur Deklaration der bürgerlich demokratischen Regie- Jl 
rung konnten die Provisorische Re~ierung nicht erwarten, 

1 
1 ,,__ 

~} 

da sie, wie Lenin es in seinen Aprilthesen formulierte, als 
„ imperialistische Regierung", also der sozialistischen Re-
volution feindlich gesinnte Partei anzusehen ist. Außerdem 
stellt sich noch eine weitere Frage in den Raum: ~ 
spricht davon, daß ,,. .. die für das Land notwendige Produk-
tion von Brotgetreide zu erhöhe'2!._und die Ausnützung des 
Bodens im Interesse der Volkswirtschaft und der werktäti-

.A/:l!I <-:. o J/U t~
~ U,d,.t~; 

gen Bevölkerung zu regeln" ist. Nun wirft sich die Frage in 
den Raum, wer denn dazu beitragen soll, daß die Bevölke-
rung soviel an Nahrung erhält, daß sie nicht mehr zu hun-
gern brauchtl Die Bauern5elbeas1nd an der Westfront, ih-
rer Kräfte ohnehin schon beraubt. Wenn diese Soldaten 
nun von der Front zurück ins Land kommen müßten um ihre 
Felder agrarreicher zu machen, kann man aber auf der an-
deren Seite von keiner Stärkung der Armee, sondern~on 
einer Schwächung dieser reden. 
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und Forschung 

DasGABl.NW. 
(Teil 1 - Kultusminister) 
bringt monatlich : 
• neue Schulvorschriften 
• Änderungen von Schulvorschriften 
• amtliche Bekanntmachungen 

und Mitteilungen 
• Stellenausschreibungen 
• Hinweise auf Wettbewerbe, 

neu erschienene Schriften und 
sonstige Informationen 

• Anzeigenmarkt mit Stellenanzeigen 

Das GAB!. NW. ist die unentbehrliche 
„Ergänzungslieferung" zur jeweils 
letzten BASS. 

+ 

Herausgeber: 
Der Kultusminister des Landes NRW, 
Umfang ca. 1200 Seiten, kostenlose 
Jahresbeilage für Abonnenten 
desGABI. NW. 
Die BASS erscheint j ährlich zum 
Schuljahresbeginn. Sie bietet : 
• sämtliche Schulvorschnften 

1n der am Stichtag 
gültigen Komplettfassung 
(d. h. Ergänzungen/ Anderungen 
eingearbeitet, Ungültiges 
gestrichen) 

• umfangreiches Stichwortverzeichnis 
• Querverweissystem 
• Abkürzungsverzeichnis 
• systematische und chronologische 

Übersichten 
• Anhang mit w1cht1gen Anschriften 

u. a. nützlichen Informationen 

Die BASS faßt jährlich in einem Band 
alle bisher im GABI. NW. veröffentlich-
ten und noch gültigen Schulvorschrif-
ten zusammen. 

Mit GABI. + BASS immer aktuell ! 
Ihr Preisvorteil: Als Abonnent des GAB!. - Teil 1-

erhalten Sie kostenlos die aktuelle BASS. 
Abonnieren Sie jetzt!Telefon 02234/57001 

vgr Ver1agsgesellschaft Ritterbach mbH, Rudolf-Diesel-Straße 10-12, 5020Frechen1 




